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3 Telegraphiſche Machrichten. 

Wien, 12 Februar. Der ungariſche Miniſterpräſident Bitto iſt 

beute Mittag vom Kaiſer in Audienz empfangen worden und hat dem⸗ 

ſelben Aber die veränderte parlamentariſche Lage eingehenden Bericht 
rſtattet, ſodann aber das Demiſſionsgeſuch des ganzen Kabinetes über⸗ 

Reicht. Der Kaiſer empfing den Miniſterpräſidenten ſehr huldvoll und 

behielt ſich weitere Eniſchließung vor. Gutem Vernehmen nach dürfte 

Demiſſton des Miniſteriums keinesfalls angenommen werden, be⸗ 
dor nicht auf Grundlage der geänder len Parteiverhältniſſe ein neues, 

Majorität im Abgeordnetenhauſe ſicheres Kabinet gebi det worden 

Der Miniſterpräſident Bitto lehnt es entſchieden ab, in dem Mi⸗ 
niſterium zu bleiben. 

Irozeß Ofen heim] Der Staatsanwalt Graf Lamezan zog 
in der heutigen Sitzung die Anklagepunkte, betreſſend die Ablöſungs⸗ 

ſumme und das Betriebsmaterial, ſowie das Richter'ſche Anlehen zu⸗ 

rück. Die übrigen Anklagepunkte wurden vom Staatsanwalt nach 
den Ergebniſſen der Schlußverhandlung nur unweſentlich modifizirt. 
A Trieſt, 12. Februar. Der bieſige biſchöfliche Legat iſt heute ge⸗ 
Horben. 

Beru, 12 Februar. Nach einer dem Bundesrathe von der fran⸗ 
wſiſchen Geſandtſchaft zu gegangenen Anzeige iſt die Konferenz zur Feſt⸗ 
Nellung eines internationalen Metermaßes definitiv auf den 1. 

ärz c. uach Paris einberufen. 

0 Verſailles, 12. Februar. Abends. [Nationalverſamm⸗ 
Lun g.] Im weiteren Fortgange der Sitzung wurde ein Theil des 

Lon Bardoux geſtellten Amendements angenommen. Nach demſelben 
bat jedes Departement mittelſt Liſtenabſtimmung drei Senatoren zu 
Wählen; das paſſive Wahlrecht iſt beſchränkt und an gewiſſe Bedin⸗ 
zungen gebunden. Die Annahme dieſes Amendements erfolgte mit 342 
gegen 32 Stimmen. Hierauf wurde der ganze erſte Artikel des Se⸗ 
natgeſetzes, der aus dem geſtern angenommenen Amendement Duprat 

und dem heute genehmigten Theile des Bardoux'ſchen Amendements be⸗ 

ſteht mi 380 gegen 253 Stimmen angenommen. 

Die Linke hat dem Vernehmen nach noch geſtern dem rechten 

Zentrum Sonzeifionen angeboten, um das durch die Annahme des 

Amendement Duprat aufgehobene Einvernehmen zwiſchen beiden Frak⸗ 

Ronen wieder herzuſtellen. 
7 12. Febr. Im Oberhauſe zeigte Lord Stratheden ge- 
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rde, ob ſie geneigt ſei, dem Hauſe die Korreſpondenz über die von 
Deſterreich, Rußland und Deutſchland geführten Unterhandlungen bes 
treffend den Abſchluß eines Handelsvertrages mit Serbien, Rumänien 
und der Türkei vorzulegen. 

Im Unterhauſe wurde vom Unterſtaatsſekretär des Aeußeren, 
Son. N. Bourke, eine Vorlage betreffend die Abänderung des Geſetzes 
über Schutz des literariſchen Eigenthums der auswärtigen Autoren 
eingebracht. Lord Elcho beantragte einen Geſetzentwurf, wonach aus 
der Stadt London eine eigene Grafſchaft gebildet werden und die ge⸗ 
genwärtig der Tily zuſtehenden Korporationsrechte auf die ganze Stadt 
AKusgedehnt werden ſollen. 
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Vom Landtage. 
12. Sitzung des Abgeordnenhauſes. 


‚ Berlin, 12. Februar, 11 Uhr. Am Miniſtertiſch Camphauſen 
und Graf zu Eulenburg mit mehreren Kommiſſarien, ſpäter Achen⸗ 
ach und Friedenthal ! K 

Bıäfivent v Bennigſen: Ich habe dem Haufe die traurige 
Mittheilung von dem Ableben eines Mitgliedes zu machen; der Ver⸗ 
treter des 1 Wahlkreiſes des Regierungsbenirke Aachen, Aba. von 

aviguy iſt nach langem Leiden geſtern Nachmittag um 1 Ubr zu 

rankfurt a. M. geſtorben; derſelbe hat dem Haufe ſeit 1867 angehört. 

ch erſuche Sie, ſich zu Ehren feines Andenkens von Ihren Sitzen zu 
erheben. (Die Mugleder erheben fich.) 5 

Es iſt eingegangen eine Ueberſicht der in Bezug auf Anträge und 
Neſolulionen des Abgeordnetenhauſes aus der Seſſion 1873-74 ges 
faßten Beſchlüſſe der Regierung. ! 
Die Abag. Rickert, Richter (Hagen) v. Kardorff, Dr. Lieber 
und von Oven unterftügt von zablreichen anderen Mitaliedern, haben 
einen ſchleunigen Antrag zur Geſchäftsordnung eingebracht, der im 
alle einer . Abtimmung ſtatt der in der Geſchäflsord⸗ 
Zung vorgeſchriebenen namentlichen Abſtimmung die im Reichstage 
beliebte Form der Zählung des Hauſes zu ſetzen bezweckt Jedenfalls 
bat der geſtrige 3 diſchenfal, daR bei der Entſcheidung einer Geſchäfts⸗ 
erbnungsſrage eine namentliche Abſtimmung ftatifinden mußte, wäh⸗ 
zend gleichzeilin noch eine andere namentliche Abſtimmung über den 

Antrag Virchow bevorſtand und fo die Zeit und Geduld der Mitglie- 
N übermäßig in Anſpruch genommen wurde, dazu beigetragen, dieſes 
Arzere Verfahren zu beantragen. — Der Antrag wird, weil er ein 
ſchleuniger iſt, ſchon in der nächſten Sitzung zur Beratbung kommen, 
äh cend nach der Geſchäf sordaung die Berathung erſt am dritten 
Tage. nachdem der Antrag gedruckt vorgelegen, zuläſſig wäre. 
\ Das Haus tritt nunmehr in die erlie Berathung des Geſetzent⸗ 
Durf, betreffend die Ber faffung und Verwaltung der 
Brovinz Berlin, ein. Zum Wort melden ſich gegen die Vorlage 
die Abga. Kiepert, Rittergutsbeſitzer auf Marienfelde bei Berlin, 
„ Benda, Rittergutsbeſitzer in Rudow bei Berlin, für die Vorlage 
die Abgg. Richter (Hagen), jet Stadtvrordneier in Berlin, 
Richter (Sangerbauſen), Prediger in Mariendorf bei Berlin, 
elle, Stadtrath und Syndikus in Berlin, Runge, Stadtrath 
und Kämmerer in Berlin. ü f 5 

Abg. Kiepert: Ich erkenne an, daß die Regierung berechtigt 
Dar, bei Gelegenbeit der Umformung unferer ganzen Provimialord⸗ 
bene auch der Stadt Berlin zu gedenken und dieſe in riefigen Ber: 
Altniſſen ſich entwickelnde Haupiſtadt des Reiches aus der Prodinz 
5 kandendurg auszuscheiden. Meinem Gefühl nach ſind es jedoch 
auptſächlich polizeiliche Intereſſen geweſen, die zu dieſem Entwurf ge 
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führt baben, da nach Einführung der Kreisordnung die polizeilichen 
Verhältuſſſe der Umgegend Berlins arg in Verwirrung geratben find. 
Dieſes polizeiliche Intereſſe kann mich jedoch nich! beſtimmen, einen fo 
großen Theil des Kreiſes Teltow, dem ich ſelbſt angehöre, und des 
Kreiſes Charlottenburg dieſen Kreiſen zu entzieben. Die Ausſceidung 
der Stadt Charlottenburg mit 20,000 Einwohnern halte ich allerdings 
für vollkommen gerechtfertigt. Sie liegt im äußerſten Winkel des 
Kreiſes und hat an den Wohlthaten, die durch Kreisabgaben gedeckt 
werden, fehr geringen Antheil. Anders ſteht es mit dem großen Theil 
des Landkreiſes, der von Teltow abgezweigt werden fol und etwa 
30,000 Seelen umfaßt. Zuſammen mit der Stadt Charlottenburg 
wären das alſo 50 000 Seelen. Der ganze Teltower Kreis beſteht 
aber aus 105 (00 Seelen; er würde alſo um die volle Hälfte feiner 
Einwohnerzahl geſchwächt werden. Wenn uns nachgewieſen wird, daß 
es ein abſolut dringendes Jntereſſe des Staates iſt, einen fo koloſſalen 
Schnitt in dieſen Kreis zu machen, ſo müßten wir uns ja darin fügen. 
Es iſt aber ſehr auffallend, daß bierdei weder der Kreistag gefragt 
worden iſt, noch eine der von Liefer Maßregel fo tief berührten Ge: 
meinden irgend welche Kenntniß bis zu dem Augenblick davon gehabt 
bat, als diefe Vorlage an das Haus kam. Geſtern bat ſich nun eine 
große Anzahl von Bewobnern des Kreiſes Teltow hier in Berlin ver⸗ 
tammelt und ſich mit großer Majorität eniſchieden gegen eine ſolche 
Durchſchneidung erklärt. Ein geringer Theil hat allerdings ſeine Zu⸗ 
ſtimmung ausgeſprochen, aber dies ſind ausſchließ ich Bewohner aus 
der unmittelbaren Nähe Berlins, die offenbar nur aus perſönlichem 
Intereſſe, weil fie ſelbſt großen Vortheil davon haben, die Maßregel 
willkommen heißen. Die Theile, welche der Entwurf vom Teltower 
Kreiſe abtrennen will, find gerade die wohlhabendſten. Die große 
Stadt Berlin iſt der Mutelpunkt und das Abſatzgebiet für die Um⸗ 
gebung und natürlich profiliven an den Vortheilen eines ſolchen Abſatz⸗ 
Zentrums die thin zunächſt benachbarten Theile am meiſten. Die ge⸗ 
ſteigerte Wohlbabenbeit dieſer Theile des Kreiſes hat die Steuerkraft 
des geſammten Kreiſes weſenilich erhöht, und fo iſt es möglich gewor⸗ 
den im Geſammtintereſſe des Kreiſes große Leiſtungen auszuführen. 
Es find 3. B. in den legten Jahren im Teltower Kreiſe 8 Meilen 
Chauſſeen gebaut worden. Seine Steuerkraft wird nun ſchon durch 
die Abtrennung der Stadt Charlottenburg ſehr geſchwächt; durch die 
beabſichtigte Theilung aber wurde dies in einem Maße geſcheben, daß 
es mir ſehr zweifelhaft erſcheint, ob der Kreis Teltow die von ihm 
aufgenommenen Verpflichtungen überhaupt noch zu erfüllen vermag. 
Wenn ſo die Mehrheit der Bewohner des Kreiſes dieſe Abtrennung 
entſchieden nicht wünſcht und in einer Konferenz des Oberpräſidenten 
und der beiden Landrätbe des Kreiſes, die vor Eröffnung des Land⸗ 
tages ſtattfand, auch die beiden letzteren ſich übereinſtimmend dagegen 
ausgeſprochen haben, kann ich nur dringend bitten, die Durchſchnei⸗ 
dung des Kreiſes im Sinne der Vorlage nicht annehmen, ſondern 
allein auf die Aus ſcheibunz der Stadt Charlottenburg, die Dielen 
Wunſch ſelbſt mehrfach lebhaft kundgegeben bat, zu beſchränken. Ich 
empfehle, die Vorlage der Kommiſſion von 21 Mitgliedern zu über⸗ 
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Abg. Richter (Hasen): Ich bedauere mit dem Herrn Vorredner, 
daß uns mit der Vorlage nicht ein ausreichendes ſtaliſtiſches Material 
unterbreitet worden iſt. Dagegen mache ich der Regierung keinen Vor⸗ 
wurf daraus, daß fie den Kreistag in Teltow vor Einbringung des 
Entwurfes nicht um fein Gu achten erſucht hat. Es handelt ſich in 
dieſem Falle nicht um eine einfache Theilung des Kreiſes, ſondern um 
eine Organiſation von großer, weit über den einzelnen Kreis hinaus⸗ 
1 Bedeutung, und die Theilung des Kreiſes iſt nur eine Kon- 
equenz dieſer Organiſation. Der Herr Vorredner meinte, daß diejenigen 
Angeſeſſenen des Teltower Kreiſes, die für die engere Verbindung 
mit Berlin wären, weſentl ich durch perſönliche Vortheile beſtimmt 
würden. Ebenſo gut kann ich bebauplen, daß diejenigen, welche den Kreis 
Teltow vereinigt laſſen wollen, auch vielleicht davon ausgehen, daß ſie dabei 
in Bezug auf die Steuer perſönlich vorthe lhafter geſtell find, als wenn 
ein Theil mit Berlin verbunden wird. Ich halte es für ganz ange⸗ 
meſſen, daß die Grundbrfiger in der Umgebung Berlins, deren Beſitz 
durch das Wachsthum Berlins und in Verbindung damit durch die 
kommunalen Einrichtungen fortwährend im Werthe ſteigt, nun auch 
etwas zu den Kommunallaſten Berlins in dem weiteren Verbande 
berangezogen werden; umgekehrt ha te ich es für ebenſo gerecht, daß 
die Stadt Berlin für kommunale Einrichtungen der Vorftädte, die 
weſentlich von Arbeitern bewohnt werden, die innerhalb Berlins 
ibre proruktive Verwendung finden, mehr als bisher leiſtet. 
Wirthſchaftlich wachſen die Verhältniſſe in der Umgegend und 
der inneren Stadt immer mehr in einander. Hat ſich die Kom⸗ 
mune doch ſchon genöthigt geſehen, um gewiſſe kommunale Einrichtungen 
durchzuführen, aroße Flächen Landes in der Umgegend anzukaufen. Ich halte 
die näbere Verbindung Berlins mit der Umgegend in kommanaler Bezie⸗ 
bung für einen durchaus richtigen Gedanken; ich halte es für ebenfo 
richtig, daß Berlin mit der Uugegend aus der Provinz Bl andenburg aus⸗ 
ſcheidet. Berhin iſt im Stande, für olle Bedürfniſſe, für die man ſonſt Bro: 
vinzialverbände macht, ſelbſt aufzukommen; es iſt als ein beſon⸗ 
derer Kommu alverband außerbalb der Provinz Brandenburg in der 
Lage, dieſe öffentlichen Zwecke in einer ſeiner Eigenart mehr entſpre⸗ 
wenden Weiſe zu verfolgen, als dies innerbalb der Provinz Branden⸗ 
burg möglich iſt. Ich bin alſo mit der Grundidee der Vorlage durch⸗ 
aus einverſtanden. Ich kann auch nicht die Anſicht theilen, die —.— 
halb des Hauſes laut geworden iſt, als ob die Vorlage eine gewiſſe, 
der Bevölkerung von Berlin feindliche politiſche Tendenz hälte. Wenn 
überbaupt durch äußere Mittel die politiſche Stimmung von Berlin 
geändert werden könnte, ſo wäre dies eher möglich durch eine Be⸗ 
ſchränkung des Weichbildes, als durch eine Ausdehnung deſſelben. Es 
liegt in der Natur arößerer Städte, daß der Radikaltsmus mit der 
Peripherie wächſt. Wenn der Radikalismus in den umliegenden Orts 
ſchaften noch nicht eutſchrechend hervorgetreten iſt, ſo wird ſich dies 
ſchon machen, wenn fie erft in nähere kommunale Beziebung zu Berlin 
getreten find. Ich bitte Sie ſich an die Thatſache zu erinnern, daß 
in den Kreiſen Teltow und Niederbarnim dei den letzten Reichstags ⸗ 
wahlen 4000 ſozialdemokraliſche Stimmen abgegeben worden find. 
Wenn ich recht unterrichtet bin, fallen dieſe Stimmen gerade in die⸗ 
jenigen Ortſchaften, die künftig den Landkreis Berlin bilden ſollen. 
Wenn überhaupt vie Vorlage eine rolitiſche Bedeutung bat, fo liegt 
dieſelbe darin, daß es nach dem Ausſcheiden der von der Hauptſtadt 
ſchon etwas anackränkelten Oriſchaften aus dem Kreiſe Telto v und 
Niederbarnim dem dortigen Kreistage und Kreisausſchuſſe noch länger 
möglich fen wird, ein durchaus konſervatives Reumem zu führen, als 
es ſonſt vielleicht der Fall iſt. Was die politiichen Wahlen betrifft, 
fo bin ich nicht derfelben Anſicht, wie die Motive, daß nämlich dem 
Ausſcheiden gewiſſer Ortſchaften aus den Kreiſen Teltow und Nieder⸗ 
baruim auch eine Abänderung der Wahlbezirke zu fol zen bat. Wenn 
überhaupt im Regierungsbeürk Potsdam irgendwo die Wablbezirke 
für den Reichstag und Landtag zu ändern ſind, ſo würde auch dafür 
zu ſorgen fein, daß Berlin eine feiner Bevölkerung 
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So ſehr ich alſo auch mit der Grundrichtung ver Vorlage einver⸗ 
ſtanden bin, fo wenig gefällt mir die Drganifation der Provinz 
Berlin ſelbſt. Mau mag dieſen Kommunalverband, den man ſchaffen 
will, Provinz oder anderswie nennen, der Name thut ja Nichts zur 
Sache — man muß ſich nur das gegenwärtig halten, daß bier unter 
Provinz etwas ganz Anderes verſtanden iſt, als was ſonſt die Pro⸗ 
vinz Brandenburg oder ein anderer Previnzialderband bedeutet. Es 
handelt ſich hier um die Reuelung von kommunalen Verbältniſſen auf 
einem Gebiete von wenig Quadratmeilen, um die Regelung von Ver⸗ 
hältniſſen, die weientiih nacharlicher Natur ſind. Wäbrend bei den 
anderen Provinzen mebr als % der kommunalen Thätigkeit dem Bau 
und der Unterhaltung von Cvanff.en zugewendet fein wird, tritt bier 
der Bau und die Untervoltung von Cbauſſern bi der Kleinheit des 
Gebiets weſentlich zurück. Es find daher auch dem Provinzi Aver bande 
von vornherein ſchon andere Zoucde vorgeſetzi worden: die Kanali⸗ 
ſation, die Herſtelung von Waſſerleitungen. In einem der folgenden 
Paragrarhen iſt gefagt, daß wenn alle Theile einverſtanden ſtad, der 
Kommunalverband auch höhere Lehranſtalten, Kran kenanſtalten u. ſ. w. 
errichten ſoll. Di ſes „u. ſ. w.“ birgt noch eine große Entwickelungs⸗ 
fähi, keit in ſich. Es iſt damit die Möglichkeit neseben, daß noch wei⸗ 
tere Theile der Schulpflege und Armenpflege Gegenſtand des kom⸗ 
munaleu Verbandes werden, dergeſtalt, daß ſchli ßlich für die lokalen 
Gemeinden wenig mehr übrig bleibt, als die Bauverwaltung, das 
Straßenpflaſter, Straßenreinigung, Straßenbeleuchtung und dergl. 
mehr. Aus dieſem reicheren Inhalte des provinzſellen Verbandes 
folgt auch, daß dieſer Provinziallandtag und Provimzirlausſchuß viel 
mehr zu thun haben werden, als jeder andere. „Es iſt aber auf der 
anderen Seite wegen des nachbirlichen Verhällniſſer auch viel eher 
möglich, mit den für die Selbſtverwaltung vorhandenen Krä ten diefen 
Aufgaben gerecht zu werden. Die Vorlage hat aus dem Zuſammenwohnen 
die Konſequenz gezogen, daß den Mitgliedern dieſes Provinzi Aandtages 
im Gegenfatz zu den Mitgliedern anderer Provinziallandtage die Diäten 
verſagt werden. Andererſeits aber hat man nicht die Konſeguem 
gezogen, darauf zu verzichten, die Vertretung dieſes Provinnalverban⸗ 
des mittelſt beſonderer königlicher Ordre zu längeren zuſammenhän⸗ 
genden Seſſionen zuſammenzuderufen. Dem nachbarlichen Verhältniß 
entſpricht es vielmehr, die Vertretung wiederholt im Laufe des Jahres 
nach dem Bedürfniß der Verwaltung für einzelne Nachmittage zu 
Sitzungen zuſammen berufen. Die Provimialvertretung bat in der 
Beziehung gewiſſermaßen den Charakter eines Sammtgem inderathes. 
Auf der anderen Seite läßt ſich aber wieder dieſer provinzielle Kom⸗ 
munalverband auch wieder nicht mit einer Sammtgemeinde verglei⸗ 
chen, da dieſelbe immer mehrere, wenn auch verſchiedene ſo doch gleich⸗ 
artige Eumelgemeinden voraufjegt. Hier baben Sie aber die @ 
Stadt Berlin, die mehr als ½ der Bevölkerung des ganzen Berbau- 
des umfaßt, daneben Charlottenburg mit 20,000 Einwohnern, das 
kleine Städtchen Köpentk und eine Anzahl Oriſcha flen. Alles zuſam⸗ 

reicht noch ncht / ter Bevöckerung Berlins. Neben der Bros 
0 1 der Becölkerung ein befonder A 
tretungskörper, die Berliner Stadtverordneten⸗Verſammlung, beitehen 
bleiben und ebenſo neben dem Provinzialausſchuß eine deſondere Ber 
waltungsbehörde, der Berliner Magiſtrat. Der Ma ziſtrat und die 
Stadtverordnetenverſammlung von Berlin baben es mit 14, der Be⸗ 
völkerung zu thun und haben dabei matertell ein viel prößeres R Fort, 
als weniaſtens in der nächſten Zeit dem Provinziallandtag und dem 
Provinzialausſchuß vorgezeichnek iſt. Es fragt ſich nun, ob es rich 
it, derartige zwei Vertretungekörper zwei Verwaltungs körper form 
ſelbſiſtändig neben einander binzuſetzen, wie es in der Vorlage geſche⸗ 
hen iſt. Man ſcheint auch bei der Regierung von dem Gedanken 
ausgegangen zu fein, daß es wohl richtiger wäre, die Probimialver- 
tretung näher amuſchließen an de Stadtvertretretung. die Verwal⸗ 
tung näber zu verbinden mit der Stadtverwaltung. Man bat dage⸗ 
gen in den Motiven den Emwand erhoben, daß die Verwaltung der 
Stadt Berlin ſchon ohnedies ſehr ſchwierig ſei. Das iſt richtig, aber 
die Schwierigkeit liegt weſentlich darin, daß bier in Berlin zu viel 
Behörden beſtehen, die alle ſelbſtſtändig für ſich die Intereſſen Berlins 
wahrzunehmen haben :] Wir haben daldie Stadtverordnetenverſammlung, 
die ſich gern gegen den Magiſtrat abſchlteßt, den Magiſtrat, der gern 
eine koordinirte Bebörde neben der Sſadtverordaetenverſammlung 
darſtellt, das Po’ixipräfidium, die M niſterialbaukommiſſton, das 
Prodinzial⸗Schu kollenium. Auch dieſer Bielhet für ſich abgeſchloſſe⸗ 
ner Behörden entſtebt ſchon jetzt ein ſehr weitläufiger, ſchlepvender 
Geſchäftsgang, entſtehen vielfach Reibungen. Das wird in erhöhtem 
Maße der Fall ſein, wenn nun noch formell ganz unabhängig von 
allen dieſen Behörden eine Provinzialvertretung und ein Prodingal⸗ 
ausſchuß mit beſonderen Kompetenzen hinzukommt. Nn bat man ja 
allerdings dieſe Provmzialvertretung in eine nähere Verbindung 
mit der Stadtdertretung und dem Magiſtrat dadurch gebracht, 
daß die 66 Vertreter Berlins auf dem VProvinziallandtage ber⸗ 
vorgehen ſollen aus Wablen, bei denen der Magiſtrat und die Stadt⸗ 
veroroneten zu gemeinſamer Sitzung zuſammentreten. Es ift aller⸗ 
dings möglich daß die Stadt Berlin weſentlich Dicfelben Perſonen 
aus Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung in dieſen Provin⸗ 
ziallandtage ſchickt, die auch in den ſtädtiſchen Körperſchaffen die 
Hauptarbeit leiſten, die dort von beſonderem Einfluß und Anfeben 
find. Dann erwächſt für dieſe Perſonen dadurch ſchon größere Laſt, 
daß fie die Arbeit, die ihnen nach beiden Richtungen obliegt, in zwei 
verſchiedenen Körperſchaften zu vollziehen baben. Es kann nun aber 
auch vorkommen, daß die Vertretung Berlins im Provimiallandtage 
eine weſentlich andere Richtung erkäit, als in den ſtädtiſchen Körper⸗ 
ſchaften. Das iſt ſchon desbalb möglich, weil ja das Mandat für den 
Provinziallandtag und P. ovinzialausſchuß in feiner Dauer nicht am 
die Fortdauer des Mandats in der Stadtverordnetenverſammlung 
und im Berliner Maqiſtrat geknüpft iſt und weil die letzteren beiden 
Körperſchaften zuſammen wählen. Dadurch kann es kommen, daß der 
Magiſtrat in der Stadtverordneten-Verſammlung mojoriſirt wird, 
und in der Provinzialver waltung nicht denj nigen Einfluß bebäft, den 
er in der Berliner Stadtverwaltung bat. Umgekehrt kann es kommen, 
daß durch eine Verbindung der Magiſtratsmitglieder wit einer Mino⸗ 
rität von Stadtverordneten diejenige Richtung in der Berliner Pro⸗ 
vinz majoriſirt wird, die in der flädtiſchen Vertretung maßgebend iſt. 
Treten dieſe Verh ltniſſe ein, fo find Reibungen zwiſchen der Provin⸗ 
Ralvertretung und der ſtädtiſchen Vertretung gar nicht zu vermelden, 
denn Reiz zur Efferſucht iſt bei zwei Körperſchaften, deren Kompetenz 
eine fo verwandte iſt, von vornherein geg ben. Treten aber dann 
ſolche Reibungen ein, fo wird die Provinzialvertretung, der Provin⸗ 
zialansſchuß dabei den kürzeren zieben, weil die Berliner Körper⸗ 
ſchaften ſchon im Beſitz find, während der Provinzialauéſchuß und 
die Provinzialvertretung ſich ihr Terrain erſt erobern müſſen, ibrer 
Entwickelung erſt eutgennfeben. Viel ſchlimmer ſtellt ſich das Ver⸗ 
And 8 für die Verwallung aus der Doppelſtellung von Maaiſtrat 
und Provinzialausſchuß. Allerdings hat man dieſen Schwierigkeiten 
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dadurch zu begegnen geſucht, daß man eine gewiſſe Perſonalunion her⸗ 
ſtellt in der berſon des Oberbürgermeiſters von Berlin, den man an 
die Spitze beider Kollegien ſtellt. Der Ober bürgermeiſter ift aber im⸗ 
mer nicht viel mebr als der primus inter pares. In beiden Fällen 
bleibt eine kollegtaliſche Verſaſſung beſtezen. Wenn Sie derartig zwei 
Berwaltungekollegien neben einander ſtellen, fo müſſen Sie jedem 
Kollegium beſondere Beamte unterordnen, fo muß für die Provinz 
Berlin eine ganz beſonderer Verwaltungsapparat geſe affen werden, 
ein beſonderer Kämmerer, beionderer Syndikus, beſonderer Baurath, 
Ber auch ein beſonderer Schulralh. denſo müſſen auch beſondere 

erwaltungs-Deputationen geſchaffen werden, wie fie für die Stadt 
Berlin berieben. Dann aber haben wir eine Vielheit von Behörden 
mit ſehr verwandten Kompetenzen und es iſt kaum anzunehmen, daß 
es ohne Reibung und gegenſeitige Eiferſucht dabei abge ten wird und 
daß die Entwickelung im Ganzen den größten Schaden hat. Man hat 
das auch in den Motiven gefühlt, man bat dagegen nur geltend ge⸗ 
macht, die Mängel der Verwaltung von Berlin überhaupt. Ich will 
dieſe Mängel gar nicht benreiten; es gebt auf die Dauer wirklich 
nicht mehr, daß eine ſo große Stadt wie Berlin nach einer 
Städteordnung regiert wird, die für Char ⸗ 
lottenburg paſſen mag, auch für Köpenick und Treuen⸗ 
brietzen, aber längſt nicht mehr für Berhn geeignet iſt. Die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung von Berlin erſtickt nahezu unter einer Um: 
ſumme von Detailgeſchäften, es fehlt ihr die Seuche zur Initiative, 
große Reformen anzubahnen iſt kaum möglich, weil fie nur mit Mübe 
m Stande iſt, auch nur die ibr obliegenden laufenden Geſchäfte zu 
erledigen. Erwägen Sie doch, daß die Sladtoerordnetenverſammlung von 
Berlin im vorigen Jahre 2200 Gegenſtände zu erledigen gehabt bat. 
Jadem fie in die Lage kommt, fortwährend von Fall zu Fall zu ent⸗ 
ſcheiden, wird es für fie immer schwieriger, einheitliche Geſichtspunke 
1 die Verwaltung festzuhalten. Aehnlich befindet ſich der Magiſtrat 
n einer unhallbaren Verfaſſung. Indem der Mayiftrat, als eine 
Oberinſtanz über die Stadtverordnetenverſammlung hingeſtellt iſt, 
uch als eine koordinirte Behörde betrachtet, entſtehen daraus alle 
Mißverbältniſſe, die aus dem Zweikammerſyſtem überhaupt folgen. 
Auf der einen Seite iſt der Maglſtrat feiner Kopfzahl nach fo groß, 
daß die persönliche Veranwortlichkeit dee Einzelnen nahezu verſchwin⸗ 
det. Dabei wird die kollegialiſche Verfaſſung des Magıftratd immer 
mehr zur Form, denn bei der Maſſe von Geſchäften, die dem Magi⸗ 
rat obliegen, iſt eine kollegialiſche Behandlung der Geſchäfte nur in 

mer kleine em Umfange noch möglich. Der größte Theil der Vor⸗ 
lagen des Magiſtrats, die an die Stadtverordnetenverſammlung ge⸗ 
ben, wird wie mir geſagt iſt, ſchon jetzt nicht meyr durch kollegialiſche 
Behandlung vorbereitet. 

Das Bedürfniß, die Stadt Berlin in eine nähere Beziehung zur 
Umgegend zu bringen, iſt vorhanden, aber viel brennender it das 
Bedürfniß, die Zentralverwaltung von Berlin felbit anderweitig zu 
orgamſiren. Siatt deſſen läßt man die berliner Zentralverwaltung 
mi allen ihren Mängeln unberührt und baut nun darüber ganz un⸗ 
abhängig einen Brovinzialverbans auf mit einer beſonderen Provinzial, 
vertreiung und einem beſonderen Provinzialausſchuß. Würde es nicht 
viel richtiger ſein, zu unterſuchen, ob nicht das Verhältniß zwiſchen 
Provinnalvertretung und Provinzialausſchuß einzuführen wäre in die 
berliner Städteordnung, ob ncht auf dieſer G üundlage das Verhältniß 
wiſchen Stadtoerordnelenverſammlung und Magiſtrat anders zu ge⸗ 
kalen wäre. Mit gewiſſen Modifikationen wurde ich einer ſolchen 
Stellung den Vorzug geben vor der gegenwärtigen. Es würde daraus 
glem, daß der Magiſtrat viel weiter gehende Vollmachten für vie 

erwaltung erhielte, als es die gegenwärtige Stästcordnung zuläßt; 
auf der andern Seite aber würde auch daraus folgen, daß der Magi⸗ 
ſtrat aufhört, ein ſelbſtſtändiger Vertretungslörper, cine koordinirte 
Jaſtanz neben der Stadlverordnetenverſammlung zu ein, ſondern daß 
er nach Art des Provinzialausſchuſſes mehr der er kutivausſchuß der 
Stadtverordneten verſammlung wird und dem Zwecke nach nur aus 
einer kleinen Zahl von Mitgliedern zuſammengeſetzt wird. Ich möchte 
nun noch Einiges bemerken über das Verhältniß des „Landkreiſes“ 
Berlin zur Stadt Berlin. Es iſt alſo gegen andere Provinzialver⸗ 
bände die Anomalie vorbanden, daß wir es mit einer großen Stadt 
zu hun baben, die Ws der Bevölterung der Provinz Berlin umfaß‘, 
und mit Heinen Ort chaften, die zuſammen kaum ½ der Bevölkerung 
zählen. Dieſes Mitzverbhältniß hat man nun daducch künſtlich zu kor⸗ 
zigiren geſucht, datz man dieſen umliegenden Detichaften eine größere 
Zahl von Summen, aid ihnen nach der Bevö kerungezabl zukommen 
würden, im Provinziallandtage und Ausſchuß einräumt. Den eigent⸗ 
lichen Zweck kann man dadurch doch nicht er eichen; oogleich man 
auf den Kopf der Bevölk rung eine fünffache ſtärkere Vertretung giebt, 
den Charlottenburgern ſogar eine iehnfach ſtärtere, bevält Berlin doch 
immer die Meuforität, 66 gegen 31 Stimmen in dieſem Provinzial⸗ 
landtag. Nan t öſtet man ſich damit, die Umzegend Berlins werde 
ich in Verbindung ſetzen mit den Vorſtädten, deren Intereſſen ſich 
mehr den Lande nähern, und der inneren Stadt ein Parolie bieten 
können. Wenn das richtig iſt, dann zeigt es nur, daß es höchſt über⸗ 
flüffig it, der Um egend von Berlin ein verhältnißmäßig größeres 
Stimmrecht einzuräumen. Daß überhaupt Berlin der Umgegend ges 
genüber kein einheuliches Intereſſe hat, muß ich vollſtändig zugeben. 
Ich halte es deshalb gerade für eine ſehr gefährlich Eventualität, aß 
aus der Umgegend und den Vorſtädten eine Majorität ſich hergusbil⸗ 
det, welche die innere Stadt fortwährend majoriſirt. Dieſe Gefahr 
liegt um ſo näher, als die Vorſtädte naturgemäß viel größere An⸗ 
ſprlche an die Verwallung ſtellen müſſen und auf der anderen Seite 
nicht in dem Maße leiſtungefätig find, wie die innere Stadt. Die 
innere Stadt würde ſich dagegen nur helfen können, wenn ſie inner⸗ 
halb der berliner Stabtverorbnetenverſammlung von vornberein die 
Vertreter der Vorſtäbte nicht in ven Prosiazialſanctag wählt. Daun 
würde aber wieder der Uebelſtand eintreten, daß mit dem Fehlen der 
Bertreter von Vorſtädten gerate dasjenige Element mangelt, das ge⸗ 
rade die Ve miltelung zwiſchen der inneren Stabt und dem Außenbe⸗ 
irt anbabnen kann. Ueberbaupt iſt dieſer Landkreis eine der unglück 
eligſten Organiſationen; der Landkreis für ſich hat nur ein negatives 
ndungsmittel, nämlich den Gegenſetz zur Stadt Berlin; man orga: 
nifirt, indem man einen beionderen Landkreis rings um die Stadt 
Berlin ſchafft, künſtlich einen Gegenfaß zwiſchen der Stadt Berlin und 
der Umgegend. Poſitiv haben die einzelnen Theile des Landkreiſes gar 
nichts gemeinſam Schöneberg bat gemeinſame Beziehung zum ſchöne⸗ 
berger Revier von Berlin, Temrelhof zum tempelhofer Revier; aber 
Schöneberg hat keine Beziehung zu Panſow und ung kehrt. Die 
Spree theilt ja ſchon den Lanckreis in zwei Hälften, die mit inancer 
weit weniger Gemeinſames haben, als die einzelnen Ufer mit den zu⸗ 
nüchſt gelegenen Stadttheilen. Gemeinſame kommunale Einrichtungen 
kann der Landkreis nicht ſchaffen, weil feine einzelnen Theile nur Be 
iehung haben zu dem angrenzenden Theile Berlins. — Auch die Po⸗ 
ee lung in dem Landkreiſe iſt eine höchſt unglückliche Organi⸗ 
jatton. Die Peripherie von Berlin bedarf einer außerordentlich ſtraf⸗ 
fen Polizeiverwaltung. Damit verträgt es ſich aber nicht, daß dieſe 
okzeiverwaltung des Landkreiſes ibren Mittelpunkt findet in einem 
eisbureau, ſondern die Polizeiverwaltung jeder Ortſchaft muß in 
direlte Verbindung geſetzt werden mit der Poltzei⸗Verwaltung des be 
nachbarten Staditheils von Berlin. Es iſt überhaupt ein ſeltſames 
Beginnen, die Kreisordnung auf die Umgegend von Berlin anzuwen⸗ 
deu. Die Kreisordnung iſt für ganz andere Verhältniſſe gemacht, als 
wie fie in der nächſten Umgegend don Berlin beſtehen Die Krcisord⸗ 
nung mit ihrem Kreistage fegt voraus einen Gegenſatz zwiſchen großem 
und keinem Grundbeſitz; fest voraus, daß die großen Grund: 
beſitzer fh ſozial und wirlbſchafcſich von den kleinen der Land⸗ 
gemeinde angehörigen Grundbeſitzern unterſcheiden. Nun schen 
Sie ſich einmal die Umgegend von Berlin, den künftigen Land» 
kreis an, wie der Wahlperband des großen Grundbeſitzes da 
ausſehen wird. Es find ja noch 14 Gutsbezirke da, aber ich 
babe gefunden, daß es in der Umgegend von Berlin wohl 
große Gründer giebt, aber wenig große Grundbeſitzer. (Heiter⸗ 
it.) Eine (große Zahl von Gutsbezirken iſt im Beſitz von Bau⸗ 


geſellſchaften, die nur auf eine Hauſſep e riode warten, um ihren Beſitz 


zu parzelliren; einige Güter find ſodann Eigenihum der Stadt Ber⸗ 
Un, andere find Eigenthum don Berliner Privatſpekulanten oder don 
anderen Induſtriellen, die auch weſentlich die Parzellirung und Bau⸗ 


fprkulation im Auge haben. Für einen Wahlverband des großen Grund⸗ 
beſitzes ift alſo gar kein entſprechendes Material vorbanden; und was 
die größeren Oriſch often betrifft, Rixdorf mit 13 000 Einwohnern, 
Pankow mit 8—10 000, fo find das doch keine Landgemeinden mehr, 
auf die die Lanegemeinde⸗Ordnung von 1856 paßt, ſondern es find 
ſchon wirkliche Vorſtädte von Berlin. Geben Sie die Spree aufwärts, 
da finden Sie eine Anzahl von Vergnügungsctab ſiſſements, die von 
Gaſtwiclhen und ihren Kellnern bewohnt werden. Daraus laſſen ſich 
weder Gutsbezirke noch Landgemeinden im Sinne der Kreisordnung 
gestalten. (Heiterkeit) Kurz, wohin Sie ſehen, die Kreisordnung paßt 
auf die Umgegend von Berlin ganz und gar nicht, und ich kann mir 
gar kein Bild machen, wie der künftige Landk eis Berlin ausehen 
wird. — In den Moliven ſelbſt iſt ja auch dem Gedanken Ausdruck 
gegeben, daß es wichtiger wäre, einzelne Theile des Landkreiſes in Ber⸗ 
lin zu inkommunaliſt en. Ich glaube, daß Died allerdings ein Gedanke 
iſt iſt, der ſehr der Prüfung bedarf. In dem Maße, als die Aufgaben 
der einzelnen Ortſchaften in der näberen Umgegend in Bezug auf 
Schul, und Armenpflege wachſen, die Kräfte aber zur Bewältigung der 
Aufgaben ſich ungleichartig nellen, iſt es angezeigt fie mehr und mehr 
in Berlin einzuverleiben. Es wird nun dagegen in den Motiven 
geltend gemacht, daß die Berliner Verwaltung ohnedies zu groß und 
bier eine Dezentraliſation nothwendig ſei. Das iſt ja richlig, aber 
warum wird nicht in dem Geſetzentwurf ſelbſt dieſem Mangel abzu⸗ 
beifin geſucht? Wir wiſſen ja, daß man in Berlin mit Dezentralifa- 
tionsplänen umgeht; ich muß fagen, im Rahmen der geltenden Slädte⸗ 
ordnung iſt keine zweckmäßige Dezentraliſauon möglich. Wenn man aber 
glaubt, die einzelnen Stadttheile durch gemiſchte Deputationen regieren 
zu können, jo wird dies nur die Folge haben, daz man den Magiſtrat 
noc größer machen muß, als bisher, und daß die Stadtverordneten 
mit noch mehr Betriebsgeſchäften der Verwaltung belaſtet werden. Auf 
der anderen Seite halte ich eine Dezentraliſation für möglich, wenn 
man nur mit zwei oder drei Paragraphen Spielraum giebt, uns ander⸗ 
weitig zu oraarifiven. In Bezug auf Schul- und Armenpflege find 
der Deientraliſation ja enge Grenzen gelegt. Berlin iſt eine einheit ⸗ 
liche Wirtbſchafte gemeinde, darum auch eine einbeitliche Steuerge⸗ 
meinde; wenn man aber nicht felbfiftändige Einnahmen von einzelnen 
Bezirken zuwenden kann, jo kann man ihnen auch keine große Selbſt⸗ 
ſtändigk it in B zug auf Ausgaben einräumen. In Being auf die 
Bauverwaltung at eine Dezentraliſation gewiß möglich; aber gerade 
wenn fie hier erfolgt, werden zum großen Theile die Schwierigkeuen 
befeitigt, die einer Inkommunaliſirung von Ortſchaften gegenüber⸗ 
ſteben. Was die weiter zurückliegenden Ortſchaften anlangt, welche zur 
Inkommunal firung noch nicht reif find, fo würden deren Intereſſen 
mehr gewahrt werden, wenn man aus ihnen mehr Wahlbezirke bildete 
und die Vertreter derſelben in den gemeinſamen Angelegenheiten mit 
der Berliner Stadtverordnetenverſammlung zuſammenwirken ließe, als 
wenn man ſie mit der Vertretung der Intereſſen zunächſt an einen 
Kreistag verweiſt, von dem noch Niemand weiß, wie er ausſieht und 
was er für Intereſſen vertreten wird. Schließlich möchte ich noch 
über die Polizeiverwaltung etwas bemerken. Ich bin voll⸗ 
ſtändig damit einverſtanden, daß das Reſſoct der Polieiverwaltung 
ausgedehnt wird auf den ganzen Provinzialverband; ich bin auch nicht 
dagegen, daß gewiſſe Befuaniſſe der Potsdamer Regierung auf das 
Polizetpräſtorum in Berlin übergehen; aber wenn dabei nicht aus dem 
Berliner Polizeipröſibenten ſich ein Spreepräfekt herausbilden fol, muß 
auf der andern Seite ſeine Macht denjenigen Einſchränkungen unter⸗ 
worfen werden, die aus den Beſchlüſſen dieſes Hiuſes und den Grund⸗ 
gedanken der Kreisordnung folgen. (Sehr richlig), es muß alis der 
Erlaß von Poliſeiverordnungen für Berlin geknüpft werden an die 
Zuſtemmung der ſtädtiſchen Vertretungskörper, es muß ein Rekurs⸗ 
recht geſchuffen we den gegen die Exekutioſtrafen der Polijei und gegen 
ihre En tſcheirurg in Konzeſſionz angelegenheiten; dazu bedürfen wir 
analoger Ausſchuſſe, wie die Kreigausſchüſſe, die mit Elementen der 
Selbſtverwaltung befeg: find. Wenn wir mit einem Verwaltungs⸗ 
gerichte fur Ber in auskommen, ſo werden wir mehrere ſolche Aus⸗ 
ſchüſſe für die unteren Inſtanzen zu bilden haben; darauf iſt auch bei 
der Entwerfung des Dezentraliſationsplan« Rückſicht zu nehmen. 
Dann muß man vor Allem von der Provinzialverwaltung alles Dad» 
jenige aucſcheiden, was auf die Kommunal verwaltung übergehen 
kann: das Feuerlöſchw fer, die Straßenreinigung u. vgl. m. Was 
endlich die allgemeine Landesverwaltung in oberſter Inſtanz betrifft, 
ſo habe ich der für ſtreuige Verwaltungsſachen erforderlichen Organe 
bereits erwähat. Was aber die anderen Verwaltungsſachen betrifft, 
fo bin ich der Anſicht, daß man, wo es ſich darum bandeit, zwiſchen 
Pervatinterejien und öffentlichen Intexeſſen der Stadt Berlin zu ent⸗ 
ſcheiben, für acwiſſe Kategorien Spezialkommiſſionen wird bilden 
müſſen, wie fie jetzt ſchon für viele Sachen beſtehen. 

Was die Staatsaufſicht über die Stadt Berlin ſelbſt be⸗ 
trifft, fo nehme ich an, daß dieſelbe überhaupt auf dasjenige Maß be: 
ſchränkt werden wird, auf das man die Staatsauſſicht den Bıooinzen 
gegenüber beſchränkt. Eine Stadt von 900.000 Einwohnern kann in 
der That auf jenen Grad von Selbſtſtändigkeit Anſpruch machen, den 
man den Provinzen einräumt. — Ich reſumire mich dahin, daß ich der 
Anſicht bin, daß alle Kommunalverhältniſſe von Berlin und Umgegend 
in ſo enger Verbindung mit einander ſtehen, daß eine anderweitige Re⸗ 
gelung nur möglich iſt, wenn fie aus einem Guß erfolgt und wenn in 
einem Geſetz alles dasjenige gleichzeitig geregelt wird, was überhaupt 
für Ber in und Umgegend in kommunaler Beziehung abweichend von 
den allgemeinen Landesgeſetzen zu regeln iſt. Ich halte es gar nicht 
für unmöglich, eine ſolche durchgreifende Regelung ſelbſt in dieſer Seſ⸗ 
fion noch herbeizuführen. Es handelt ſich ja dabei viel weniger um 
politiſche Fragen als um ſtaliſtiſche Fra zen, um techniſche Fragen der 
Verwaltung. Wenn das aber nicht möglich wäre, ſo würde ſich die 
Aufgabe der Kommiſſion darauf zu beſchränken haben, ein Proviſorium 
zu ſchaffen, was die Einführung der Provinzialordnung am 1. Januar 
1876 für die übrigen Landestheile nicht aufhält und das Ausicheiden 
von Berlin und Umgegend aus dem Provinzialverbande der Provinz 
Bra benburg ermöglicht. (Beifall.) 2 25 - 

Abg. v. Benda: Ich kann es vollſtändig begreifen, wenn von 
allen Seiten aus den Kreiſen Teltow und Niederbarnim Aufichreie 
ertönen, daß man fie in ihrer weiteren Entwicklung auf die dürftigen 
Sond⸗ und Haideländereien binweiſen will, die Berlin in nächſter 
Nähe umgeben. Man muß ober die Vorlage all in aus dem Geſichts⸗ 
punkte des öffentlichen Intereſſes betrachten. Mit der Grundlage des 
Entwurfes kann ich mich infofern einverſtanden erklären, als man in 
dem Augenblicke, wo wir die Reformgeſetze durchfübren, auch auf die 
Dezentraliſation Berlins bedacht fein muß; es iſt das durchaus keine 
berliner, ſondern eine Frage von eminent politiſcher Wichtigkeit für 
das gefammte Land. Ich bin auch der Anſicht, daß man bei dieſer 
Dezentrahfation die benachbarten ländlichen Olifchaften in Mitleiden⸗ 
ſchaft zieht, weil fie ja mit ihren wirth chaftlichen Intereſſen ouf das 
ſtädtiſche Gebiet hingewieſen find; es dürfte ſich aber dabei nicht um 
einen lockeren provinztellen Verband handeln, ſondern um eine Art 
von Inkommunaliſirung vermiktelſt ftatuariiher Regelung. Gegen 
den von der Rezierung vorgeſchlagenen Weg habe ich manche Be⸗ 
denken: Sie [hoffen da eine Provim, die keine Provinz iſt. (Sehr 
richtig!) Ebenſo gut könnten Sie Hinterpommern zur Reſidenz von 
Preußen machen, wie Berlin zu einer Provinz. Die Ortſchaften um 
Berlin ftehn zwar mit der Stadt in gewiſſen wirthſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen, ober nicht mit der Stadt als ſolcher, ſondern nur mit den 
beſonderen Stadtiheilen, die ſbnen zunächſt liegen, mit allen ihren 
ſonſtigen Intereffen aber gehören fie dem Lande an. Das ailt be⸗ 
ſonders von dem Teltower Kreite, dem ich angeböre. Sehen Sie ſich 
nun die Kompetenz der Provinz an; zu derſelben gehört die Armen⸗ 
pflege: Jedermann weiß, daft wir in dieſer Beziehung ſehr gut ge⸗ 
ordnete Verhältniſſe haben und nicht wünſchen, daß andere her beige⸗ 
führt werden. Ebenſo find die Irrenhäuſer und Idioten. Anſtalten 
ſehr wohl angelegt und verſorgt; man wird doch nicht die Abſicht haben, 
das Land um Berlin mit heranſuziehen, um für Berlin, wo in dieſer Be⸗ 
siebung noch Manches mangelhaft if, beſſere Verhältniſſe zu ſchaffen? 
Alſo die provinziellen Faterıffen, wie ſie hier in der Vorlage anace 
nommen ſind, fehlen in der That. Was da nun für ein Kreis geſchaffen 
wird, bat der Vorredner Ibnen draßiſch genug geſchildert, er iſt ein 
Stück Land mit verſchledenen wirthſchaftlichen Intereſſen, ohne Groß: 
Grundbeſitz mit einer Menge von kleinen Leuten, die einzeln wohnen; 


das nennt man einen Kreis und einen ſolchen Kreis will man 
Sinne der Kreisordnung organiſtren. Man ficht nun in dieſerr Ge 
ſetze einen proviſoriſchen Uebergang zu einer nolhwendigen Aenderung 
der Verwaltung von Berlin. Das Proviſorium wird aber febr 
fährlich werden, es wird jedenfalls eine Majvrifirung eintreten, DH 
nach welcher Seite hin ſie auch fiattfinden mag, immer eine unerft 
liche Sache iſt. Wenn man aber meint, daß dieſes Geſetz ein Fermen 
iſt, um die Stadt Berlin mit den ländlichen Kreiſen zu einer Koal 
zu bringen, fo ſcheint mir Diefe Koalition doch ſehr dogmaltich un 
wenn fie wirklich zu Stande kommt, ſehr gefährlich. Ich bin DE 
Ueberzeugung, daß der Antagonismus zwiſchen Stadt und Land ſic 
ſehr bald berausftellen wird. Ich glaube auch nicht daß dieſes Pre 
viſorium das Zustandekommen des Definitivums erheblich erleicht 
wird. Wenn ein Kreis nur wenige Jahre zufammenaelebt hat, fo e 
ſteht daraus ſowie durch die amtlichen und fozialen Verbindungen elf 
gewiſſes Partikularbewußlſein, und wenn der Zeitpunkt kommt, daß 
die Dezentraliſation von Berlin durchgeführt werden fol, wird man 
neben der Schwierigkeit der Aufgabe in der Stadt Berlin noch 
neue Schwierigkeit haben, dieſen eifernen Ring, den man um di 
Stadt gelegt bat, zu durchbrechen; das ſieht ſich vielleicht vom grünen 
Tisch aus ſehr leicht an, aber in der Wirklichkeit geſchiebt das nur mi 
mannigfachen Schmerzen und Schwierigkeiten. Ich würde alfo 
Regierung dringend bitten, nehmen Sie von der Bildung dieler Provim 
Berlin Abſtand; thun Sie alles was Sie können, um die Frage der 
Decentraliſation Ber ins fo ſchnell wie möglich ihrem Ende entgegen 
zu führen, nehmen Sie in die Provinzialordnung einen Paragrap 
auf, der die Ausſcheidung Berlins aus dem Provinzialverbande von 
Brandenburg ausſpricht und die Heranziehung der ländlichen Ort⸗ 
ſchaften offen läßt. Wenn ſich bei der Bolhelbermaltung Schwierig“ 
keiten gezeigt haben, fo iſt es doch nicht nothwendin, deswegen ein 
Provinz Berlin zu bilden. Ueberlaſſen Sie die Regelung der länd⸗ 
lichen Umgebung von Berlin im Sinne des Anſchluſſes an die zun acht 
liegenden, dezenkraliſirten Stadttheile der ſpäteren Geſetzgebung. 

Geb. Ober Reg. Rath Perſius: Die Regierung bat einen 
ausdrücklichen Wunſche des Hauſes entſprochen, indem fie die gege 
wärtige Vorlage machte. Der vorige Entwurf der Provinzial xonn 
enthielt in Bezug auf Berlin einen ſolchen VBaragrapten, wie ihn 
Vorredner wünſchte, und es wurde der Regierung der Vorwurf g 
macht, daß dieſe Beſtimmung die ſchwierige Frage der Organiſalt 
der Provim Berlin noch nicht gelöſt babe. Es ſäme vor allen Dir 
gen darauf an, die vielfachen Beziehungen zwischen Berlin und de 
Ortſchaften der nächſten Umgebung geſetzlich zu regeln. Die Regie“ 
rung verkennt keineswegs, daß über die Beſtimmungen dieſes Entwu 
fes die Anſichten weit auseinandergehen können. Die Frage, u 
deren Löſung es ſich handelt, iſt eine außerordentlich fchwieris 
aber die Regierung meint, der von ihr vorgeſchlagene Weg jet DE 
allein richtige. Die Regierung giebt ſich der Hoffnung hin, daß e 
bei der eingehenden Berathung der Vorlage durch eine beſonden 
Kommiſſion gelingen wird, die verſchiedenarligen Anſichten zu v 
einigen. 

„Abg. Richter (Sangerhauſen): Ich bin auch der Meinung, 
daß, wenn die Vorlage ihren Zweck erreichen fol, die Dezentraluatioes 
der großen Stadt Ber in noch hinzukommen muß; ich nahme aber af 
daß die Staatsregierung auch der Anſicht iſt, daß die Verwaltung 
auge berliner Gemeinde nach den bisherigen Normen etwas ſchwe 
älliges und ſchleppendes hat; ich zweifle auch nicht, daß, ſobald dieß 
von den Betheiligten erkannt wird, eine Abhülfe getroffen werd 
wird. Der Vorredner hat von dem zu bildenden Landkr 
ein gam unrichliges Bild entworfen; er hat es fo darge⸗ 
ſtellt, als ob ſich die Bewohner dieſes Landkreiſes fo durch 
und durch im Gegenſatze zur Stadt Berlin befänden; al 
wenn dieſelben nur ihres Geſchäftes wegen nach Berlin eilten 
und dann fo ſchnell als möglich in ihre ländliche Heimath zur 
eilten. Was das Zerſtreuk⸗Wohnen der Bewohner des Landkreises 
betrifft, ſo iſt das durchaus nicht zutreffend. Sie finden in dem Lan 
kreiſe Gemeinden von 13,090. 9000 6000 Einwohnern, die geſchloſf 
daſtehen und für bir einen eigenen a e a bilden können. Se 
Sie ſich die Provin Berlin an, ſo bat fie auf der Karte die Ge 
eines großen Wallſiſches, nach Südoſten ein rieſiger Schweif und 
Nordoſten ein dicker Kopf. Das ſcheint etwas unnatürliches: ich ſag 
mir aber, man will der Stadt Berlin Waſſer und Kanäle er hallen 
denn Waſſermangel iſt der größte Mangel, an dem die Hauptſta 
leidet und für die Zukunft muß in dieſer Beziebung geſorgt wer 6 
dadurch, daß man bas große Waſſer becken der Spree bei Köpenick un“ 
der Havel bei Tegel hineinzieht. Die ſüdlichen Ortſchaften, die in die 
Provinz Berlin aufgenommen werden ſollen, werden bald durch eln 
Syſtem von Pferdebahnen unter ſich und mit Berlin verbunden em? 
dort finden Sie ein großes Areal, welchez von Berliner Kapitoliſt 
erworben iſt und in nicht allzu langer Zeit bebaut ſein wird. Weng 
der Großgrundbeſitz mangelt, fo wird dieſer Mangel immerhin dur 
die größere Intelligen; der Bewohner wohl hinreichend erſetz 
werden und man wird dort bmreichendes Material finden 
um den Kreistag zu beſchicken. Wenn der Abg. d. Beuda fi 
für die Jankommunaliſirung der ländlichen Ortſchaften ausge, 
ſprochen hat, ſo ziehe ich doch den Regierungsvorſchlag vor, denn die 
Landbevö kerung hat der ſtädtiſchen gegenüber immer eine # 
wiſſe Sprödigkeit. Was nun die Provinzialan zelegenbeiten betrifft, 1 
kann ich durchaus nicht anerkennen, daß wir tiefe Dinge beffer hät 
als in Berlin; wir haben zwar jetzt für die Provinz Brandenburg 
eine Irrenanſtalt in Neuſtadt⸗Eberswalde, aber was die Idioten 
Taubſtummen⸗ und Blindenanftalt betrifft, fo erkläre ich, daß w 
nichts Ordentliches davon haben. Das Projekt eines Kanalcs rund 
von Berlin, welches ich für höchſt nothwendig erachte, wird wohl u N 
zur Ausführung kommen, wenn die Provinz es nicht in die Han 
nimmt. Im Provinztallandtag iſt allerdings mit Wohlwollen für die 
Vertretung des Lanskretſes geſorgt, ich wünſchte nur, daß auch 1 
Provinzialausſchuß für den Landkreis eine Stimme geſichert wür 
Zur Bexatbung dieſes Geſetzes halte ich es für wünſchenswerth, 
Kommiffion für die Provinzialordnung um fieben Mitglieder ad 0% 
u verſtärken. 

l Hiermit ſchließt die Diskuſſion; in der Abſtimmung, welche vor 
Vizepräſidenten Grafen Betbuſy⸗Huc geleitet wird, deſchießt das Haul, 
den Geſetzentwurf an eine Kommiſſion zu verweilen, über deren ! 
ſammenſetzung am Schluſſe der heutigen Sitzung Beſchſuß gefaßt wir 
Das Haus lritt nunmehr in die erite Berathung des Geſetzen, 
wurfs,, belreffend die Dotation der Provinzial⸗ und Kreil 
verbände, ein Es meldeten ſich fünf Redner zum Wort, davon od 
gegen die Vorlage. N 
Abg. Rickert: Ich bedaure, daß ich nicht mit derſelben Aner “ 
kennung und Befitedigung an die Bera hung dieſes Geſetzes herar⸗ 
treten kann, wie ich es dem diesjährigen Staatshaushalt gegenit 
konnte. Die Frage, od der Rahmen dieſes Geſetzes groß genug il 
um den Organen, die wir ſchaffen wollen, eine hinreichend hefı ned 
gende Thätigkeit zu gewähren, will ich für jetzt weder bejahen noc 
verneinen; denn ich hin überzeugt, daß die Geſesgebung nicht zögern, 
wird, ibn nötbigenfalls zu erweitern, ſobald die neuen Provinzial 
vertretungen gezeigt haben, daß ſie im Stande find, die Geſchäfte, ? 
wir ihnen jetzt zuweilen, zu führen. Den Antheil, den das landwirth⸗ 
ſchaftliche Ministerium den Provinzen überweiſt und der einen fe 
kleinen Theil des Lindesmelloranonsfonds und die Verwaltung der 
ni deren Ackerbauſchulen umfaßt, muß ich allerdings ſchon jetzt ML 
entſchieden zu gering balten. Es iſt mir namentſich aufgefallen, daß 
von dem Meliorationsfonds nicht mehr als ein Drittel des Jahr 
anfages, ber im Etat pro 1874 erſcheint, üderwieſen wird und daß 
von der ſehr bedeutenden Erhöhung, die der Etat pro 1875 entbäll 
in dieſem Entwurf gar keine Notiz genommen wird. Ich hoffe indes 
auch hier, daß die Abgabe eines größeren Theils der Verwaltung au 
die Provnzen erfolgen wird, ſobald die neue Organifation ſich b 
wählt hat. Eine zweite Frage if, od der Maßſtab, nach welchem 
dieſem Entwurf die Vertheilung der Dotation vorgenommen werden 
ſoll, eine richtige iſt. Bei Berathung des Dotationsgeſetzes vom Jah, 
1873 bat die Kommiſſion und das Haus den hier 19 70 
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Maßſtab allerdings acceptirt, die Frage, ob er der richtige ſel, in 
als eine offene, in der Zukunft zu löſende, hingeſtellt. Ich ſe 


erkenne den Maßſtab der Vertheilung nach Flächenindalt u 


evölb erungszahl nicht für den richtigen an, und halte den nach der 
Viſtun g in Bezug auf die Steuer für den einzig und allein gerechten; 
ic ſche aber ein, daß der Sprung aus dem gegenwärtigen zu einem 
neuen Syſtem, ohne wohlberechtigte Inte reſſen zu verletz n, nicht mit 
au m Male gewagt werden kann. Meine Heimathpıooinz Preußen 
B. würde bei der Umrechnung des Mapſtabes nach der Leistung der 
rund und Gebäud ſteuer ca. 1 Million Thlr. weniger as bei dem 
wä tig in dem Emwurf angenommenen Maßſtab erhalten. Wir 
d daher gezwungen, dieſem Mo dus der Vertheilung für jetzt zul. 
Nmmen. Die dritte und wichtigſte Frage, welche der En wurf 
vorruft, iſt dieſe: hat die Regie ung in dem Maße, als ſie Staats⸗ 
beſchäfte und wirthſchaftliche Aufgaben an die Provinzen überträgt, 
auch die Provinzen fo dotirt, daß fie im Stande find, dieſe Auf⸗ 
daben zu erfüllen? Dieſe Frage muß ich ſchlechtbin verneinen. Ich 
will auf die kleinen Fonds, die in dieſem Geſetz enthalten find, nicht 
ugehen, um den einen Hauptpunkt deſto klaxer bervorzubehen. Es 
Wird für die Unterhaltung der Cbauſſeen eine Summe von 5 Millionen 
halern und aus dem Cbauſſee Neubaufond eine Summe von 2 Mill. 
lern überwieſen. Dieſe letztere Summe iſt um eine Milton 
Thaler kleiner als der Etat pro 1874 und pro 1875 anſetzt. Im 
Jahre 1871 wurde für den Chauſſce-Neubaufonde 1,600.00) Thlr., 
in Jabre 1872 2,600,000 Ther. und tet. 1873 3,000.00 Tolr. ber 
Aigt; wäyrend bereits in viel früheren Japren verbällni mäßig be 
trüchkuch hohe Summen, je z. B. 1859 1,900,000 und im J. 1849 jogar 
300,000 Thlr. hierfür verwendet wurden Welche Bedeutung nun 
die 2.000000 Thlr. dieſes Entwurfs für den Chauſſſe Neubaufonds 
Wirklich haben, wird erſt klar, wenn wir den Untervaltungsfonds der 
uff.en einer neuen Prüfung unterwerfen. Es heißt in den Mo⸗ 
Uven: „In der Abſich, den Provinzialverbänden eine zur ordnungs⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Chauſſeen völlig ausreichende Enlſchädi⸗ 
A zu gewähren, it der bierfür beſtimmte Etatsfonds durch den 
at des Jahres 1875 um 150 Mark für die frühere Meile erk öht 
worden.“ In wie weit nun dieſe Erhöbung auszeicht, werden Sie 
aus den nachfolgenden Zahlen erſehen. Der Etat pro 1874 ſetzte fur 
e Unterhaltung von 2934 Mei en Staatechauſſeen die Summe von 
4480,000 Thaler aus As uns aufgefallen war, dar im Jahre 1873 
Rad) der zugegangenen Ueber ſicht die Summe für Unterhaltung der 
taatschauſſeen um mehr als 300,000 Thlr. überſchritten war, fragten 
den Vertreter der Regierung, um welche Summe dieſer Bolten 
un Jahre 1574 überſchritten ſei. Er antwortete: gleichfalls um 300.000 
Thaler. Die Motive geben an, dan diefer Etat ausreichend erhöht 
Kt um 492,100 Mark, alſo 160,000 Tolr.: in Wirtlichfeit bat aber 
eits im Jahre 1874 die UM berſchreitung 300,000 Thlr. betragen. 
das kann man doch nicht völlig ausreichend nennen. Zählen Sie 
Neſe 300,00) Thaler hinzu, fo erhalten Sie eine Ji Ausgabe von 
478000 Tbaler. Die Motive legen diejenige Meilenzahl der 
Shauffeen zu Grunde die am Ende des Jnbres 1874 beſtand. Das 
n. nicht richtig. Wenn die Provinzen die Chauſſeen am 1. Januar 
6 übernehmen, dann werden ſie auch diejenigen Meilen unter⸗ 
ten müſſen, die ſeit 1875 binzugetreten find. Tür dieſe müßte 
man mindeſtens 45» bie 50,000 Mark mehr anſetzen als der Ent: 
if dies thut. Wir erhalten dann eine Summe von 4 823.000 Thlr. 
zu die Er parungen an höheren Aufſichtsbeamten für das Chauſſee⸗ 
fen im Betrage von 140.000 Thlr., macht 4.965 000 Thlr., immer 
der Vorausſetzung, daß die Preisverhältniſſe dieſelden bleiben wie 
n Jah e 1874, was keineswegs anzunehmen it. Nun erſcheint es 
ig, daß man dem Staate einen Theil derjenigen Penſionsquote, 
welche an vie in den nächſten Jahren zu penſiomrenden Chauſſe s be 
amten bezahlt wird, abrechne, und fo wird alſo der Berrag von 5 
Millionen ſchon auf der Grundlage des Etats pro 1874 entweder voll 
herauskommen oder überſchritten werden. Dazu kommt noch Fol⸗ 
endes: Schon im Jahre 1873 wurde in der Budgeikommiſſion, kon⸗ 
Ratirt, daß aus dem Chauſſcebau Unterhaltungsfonds in den le ten 
hren erbebliche Ausgaben auf den Chauſſee Neudaufonds gema vt 
worden find, und daſſelbe ift, wie vor 5 Tagen in ver Budgeikom⸗ 
ion von der Regierung r wurde, auch im Jabie 
4 geſchehen. Wein dies alſo regelmäßig geſchiebt, jo muß 
n werden, daß der Unterhaltungsbau für Ch uſſeen 
iner Weiſe den Becurfniſſen des Landes entiprechend bem ſſen iſt. 
es kommt aber nun ae auch auf den Zuftand au, in we chem ſich 
die Stagtschauſſeen im gegenwärtigen Augenblicke befinden (Sehr 
Rita! ſehr wahr! auf beiden Seiten), wenn man den Provinzen 
Verpflichungen überweiſen will, deren Erfüllung nachher, wenn der 
Staat nur noch die Oberaufſicht zu führen hat, waäbrſcheinlich ganz 
euorme Mittel erfordern wird. (Sehr richtig!) Es hat uns neulich 
en Mitglied aus der Rheinprovinz eine ſchaudererregende Schilderung 
Über den Zuſtand der Staatscha ſſeen in jener Provinz gemacht. In 
der vorigen Seſſion gab uns ein Mitglied aus Schleſten ähnliche 
Schilderungen aus dem Regierungsbezirk Breslau. Von Seiten 
der Regierung iſt eine Antwort damals ebenſowenig wie neulich 
erfolgt. Ich möchte dringend bitten, daß der Kommi ſion ein 
kleines Expose vorgelegt würde über den Zuſtand, in weichem 
Le Staatschauſſeen ſich ge enwärtig befinden. Aber weiter: der 
Staat wälzt ſich jetzt eine Laſt ab mit einer feſten Rente, 
Die eine febr bedeutend wachſende Laſt iſt. Wie wachſend ſie iſt, 
Verden folgende Jah en ergeben: Im Jahre 1818 find pro Meile 
Anterbaltungskoſten angefegt: 1125 Thlr. Dieſe Summe iſt ſtetig an⸗ 
gewachfen, erſt langſam, nachher in ſehr ſchnellem Tempo. Im Jabre 
1871 betrugen diefe Unterbaltungskoſten 1314 Tolr., im Jahre 1872 
Mie Thlr., im Jahre 1873 1530 Thir., im Jabre 1874 1640 Tolr., 
Jo ein Steigen in jevem Jahre um mehr als 100 Tylr. pro Meile. 
Dies iſt auch kein Wander; denn die Steine werden immer ſeltener 
und daber ſelbſtredend immer ibeurer. Das Material wird mit der 
Zeit aufgebraucht und wir haben in dieſer Beziehung keine Hoffnung 
uf künftige billtzere Unterhaltungskoſten, wenn nicht eine wunderbare 
Erfindung gemacht wird, die wir jet natürlich nicht in Be⸗ 
acht ziehen können. Wie die Sache j itzt liegt, iſt alſo ein 
fertwährendes Steigen der Koſten in Aus ſicht zu nehmen. Das 
ergeben auch folgende Zahlen: Im Jahre 1869 betrugen die Aus⸗ 
Raben für Cbouſſeen 3,585,000 Thlr., im Jabre 1874 bereits 4 800 000 
Thlr., alſo 1.215.000 Tylr. mehr. Dieſe wachſende Zahl iſt nun aber 
deim Dolations⸗Geſetz gar nicht in Belrgcht gezogen. Wir müſſen 
Ae die Forderung Rellen, daß der Chauficebau-Unterhaltungs- 
Fonds den wirklichen Bedürfniſſen entſprechend feſtgeſetzt werte. Wenn 
Diefe 5,000,000 Thaler in keiner Weile ausreichen, ſo daß felbit ein 
Juſchlag von einer Million dem Bedürfniß nicht entſpricht, jo wird 
Bor dem Cbauſſecbaufons von zwei Millionen in diſem Entwurf in 
ber That ſehr wenig zu neuen Chauſſeen übrig bleiben. Der Staat 
us der größte Eifenbahnbefiger hat aber das allergrößte Intereſſe zu 
indern, daß im Bau von Chauſſeen ein Rückſchrut ein⸗ 
kütt. Sie werden niemals einen naturgemäßen Verkehr bei den 
Eſenbahnen erhalten, wenn fie nicht an dieſe überall, wo es 
der möglich if, Kunſtſtraßen heranführen Hier müſſen wir außer 
r Höberen Bemeſſung der Summe inſofern auch die Zukunft im 
Auge behalten, als die Veranlogung der Gebäudeſteuer eine günſtige 
Gelegenheit geben wird, ſchon jetzt in dem Beleg auszusprechen, daß 
6 der Staat auf den höheren Ectrag, den die Neubemeſiung ergeben wird, 
Gunſten der Provinzen vezichtet. Nachdem Sie nun ge⸗ 
ben haben, wie die Chauffeen dotirt find, bleiben alfo 27 Mill. ührta. 
ei der Kommilfionsverathung des Dotationsgeſetzes dom Jahre 1873 
ſollte der Mini ler erſucht werden, ausdrücklich im Haufe zu konſtatiren, 
daß die damals überwieſenen 2 Mill. bei der ſpäteren Regelun nicht 
ngerechnet werden follten. Die 2% Millionen werden jegt für eine 
Maſſe von Zwecken in Anſpruch genommen; für Koſten der Provin⸗ 
Nalverwaltung, Beihüfe für die Kreise, Unierſtützung für den Kreis 
und Gemeindewegebau, für Landarmenverbände für Hebammen, für 
Runft und Wiſſenſchaft. Verfolgt man dieſe einzelnen Details, fo 
up man zu der llebe zeugung kommen: die Dotalton iſt eine voll. 
mmen unzureichende und der Finamminifter wird feine Hand wei 
ie aufthun müflen Wenn der Staat in einer ſo erfreulichen Si- 
ton if, a der Finanzminiſter ein Ertraordinarium von 
4 und mehr Millionen bat, daß er in jedem Augen 
1 cke, wenn er es bedarf, zuſammenziehen kann, dann ſoll 
Dan bei fo großen Organiſationsgeſetzen die Mitgiſt, die der 
Schöpfung auf den Weg gezeben wird, nicht zu karg und rech⸗ 


* 
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neriſch bemeſſen. Wir wiſſen, daß wir große Anforderungen an die 
Arbeitekräfte des Landes ſiellen und wir haben die Zuverſicht, daß die 
Mitglieder der Provinzen die Erwartungen erfüllen werden, die die 
Geſetzgebung an fie ſtellt. Es liegt auch im Staatsintereſſe, daß man 
ihnen das Leben nicht wm ſchwer mache, daß man ihnen nicht die Zu⸗ 
muthung ftellen wird, ibre ebrenamtliche Thätigkeit damit zu beginnen, 
daß fie von Neuem mit Forderungen an die Steuerkraft der Provinz 
kommen in einem Augenblick, wo die Provinzen und namentlich die 
Kommunalverbände ſchon in hohem Grade beiaftet find. M H., wer die 
Etats der Kommunen der ſtädtiſchen ſowohl wie der ländlichen durchgebt, 
der weiß, wie rieſig die Steuern in den letzten Jahren gewachſen find; 
wenn Sie ferner e wägen, was die Kommunen in der Gegenwart in 
Beiug auf die Verbeſſerung der Verkehrsmittel und namentlich auf die 
Schulen erfüllen, ſo werden Sie ſagen müſſen, daß es gerechtfertigt 
int, dieſelben auch aus reichend zu dotiren. Herr Abg. Lasker hat bei 
Berathung der Provinzialordnung die Gefahren hervorgehoben, welche 
darin liegen, daß wir das Land in eine gewiſſe Erſchlaffung 
bringen könnten, wenn wir in der Geſetzgebung zu ſchnell vorwärts 
gehen. Ich weiß wohl, er hat dieſe Gefabr auch nur in Ausſicht 
geſtellt, wenn wir die Geſetzgebung unterbrechen. Ich fürchte jene 
Gefahr nicht, ich freue mich ſchon auf den Zeitpunkt, wo es bier 
in dieſem Saale ſtiller werden wird und man uns, die wir gern am 
beimath ichen Heerde im öffentlichen Intereſſe arbeiten, geflatten wird, 
wieder eingehend uns mit jener A beit zu beſchäftigen, welche die Ge⸗ 
ſetze, die bier gemacht werten, in Leben und Wahrbeit überführen fol. 
Aber wir möchten auch an die königliche Staatsregierung die Bitte 
richten, daß ſie uns in einem Augenblick, wo der Staat finanziell im 
Stande iſt, volle und reiche Entſchädigung zu geben, nicht beimfch'dt 
mit Geſctzen, die fo kärglich bemeſſen find, wie daß gegenwärtige Do⸗ 
tationsgeſetz Ich hoffe, daß die Kommiſſion in dieſem Sinne in vol- 
lem Einverſtändniß mit der Staatsregierung den Entwurf verbeſſern 
wird. (Lebhafter Beifall!) 
(Schluß folgt.) 


Brief- und Beitungsberichte. 
Berlin, 12. Februar. 


— Wie die „Magd. Zig.“ aus beſter Quelle mittheilen kann, hat 
der Juſtizminiſter angeordnet, daß die alljährlich über die Juſtizbeam⸗ 
ten einzureichenden Perſonal⸗Nachweiſungen auch nähere Angaben 
über die Vermögensverhältniſſe der einzelnen Beamten enthalten 
ſo en. Dieſe Anordnung kann wohl nur deshalb getroffen fein, weil 
man es vermeiden will, Beamte ohne Vermögen an Orte zu verſetzen. 
welche beſonders hohe Anſprüche an den Geldbeutel machen. Wenig⸗ 
ſtens wurde einem Juſtizbeamten, welcher ſich um Beförderung und 
Verſetzung in einen größeren Ort bewarb, von kompetenter Seite ge⸗ 
rathen, ſeinem Geſuche die Bemerkung beizufügen, er ſei in der Ver⸗ 
mögenslage, auch in einem größeren Orte ſorgenfrei zu leben. Dieſe 
Thatſachen werfen von Neuem ein grelles Licht auf die unhaltbaren 
Gebaltsverhältniſſe, unter denen die Juſtizbeamten zu leiden 
haben. Wir wollen in der Anordnung des Herrn Miniſters eine 
väterliche Fürſorge für die Beamten ſeines Reſſorts nicht verkennen, 
aber wenn man bei Beförderungen und Verſetzungen, von der Un⸗ 
gunſt der Verhältniſſe hierzu gezwungen, Rückſicht nehmen muß auf 
die Vermögenslage des zu befördernden Beamten, ſo iſt dies von allen 
ſchlimmen Rückſichtsnahmen, die wir unter den früheren Juſtizver⸗ 
waltungen kennen gelernt haben, die allerſchlimmſte. 

— Der Bundesrath hat in einer feiner letzten Sitzungen beſchloſ⸗ 
ſen, den Reichskanzler zu erſuchen, den Entwurf eines Geſetzes über 
Feſtſtellung des Feingehalts der zum Verkauf geſtellten Sil⸗ 
berwaaren, ſoweit nötbig nach Vernehmung von Sachverſtändi⸗ 
gen, aufſtellen zu laſſen und dem Bundesrath vorzulegen. Der Bes 
vollmächtigte für Hamburg drückte dabei den Wunſch aus, daß die ge⸗ 
ſetzliche Regelung auch auf Goldwaaren ausgedehnt werde. In der⸗ 
ſelben Sitzung brachte der Vorſitzende, Staatsminiſter Delbrück, in 
Anregung, daß es wünſchenswerth ſei, für die Reichsgoldmün⸗ 
zen eine einheitliche Benennung einzuführen, in ähnlicher Weiſe, 
wie dies bezüglich des einheitlichen Zeichens für Mark geſchehen ſei. 
Er brachte für das Zehnmarkſtück die Benennung Krone“, für das 
Zwanzigmarkſtück „Doppelkrone' in Vorſchlag. Der Bundes⸗ 
rath wird über dieſe Angelegenheit in einer der nächſten Sitzungen 
Beſchluß faſſen. 

— Die „Salzburger Chronik“ veröffentlicht einen Brief, welchen 
der verſtorbene Hermann v. Mallinckrodt im Herbſt 1873 an 
einen tiroler Abgeordneten als Antwort auf deſſen Frage 
wegen Beſchickung des Reichstages richtete. Mallinckrodt mahnt zur 
aktiven Theilnahme am parlamentariſchen Leben, welche in Oeſterreich 
noch von größerem Eıfolg fein könne, als in Preußen, wo das Zen⸗ 
trum ſtets Minorität bleiben müſſe. Zum Schluß heißt es wörtlich: 

„Mögen die Oeſterreicher ſich hüten, gar zu ausſchließlich Kirch⸗ 
thurmpolſtik zu treiben. Die heutigen zeilbewegenden Fragen find nicht 
lokaler, ſondern ziemlich allgemeiner Natur. Die Schlachtlinien auf 
beiden Seiten ziehen ſich über die Landesgrenzen hinweg. Ihre Hal⸗ 
tung iſt daher auch für uns von großer Bedeutung. Andererſeits 
könnte es Ihnen aber auch begegnen, daß, während Sie in Paffivität 
auf beſſeres Wetter warten, Ihre Nachbarn die Garne nicht nur 
ſtellen (was ſchon geſchehen fein mag), ſondern auch zuziehen, in wel⸗ 
chen das habsburgiſche Reich gefangen werden könnte, um ſtückweiſe 
vertheilt zu werden. Je ſtärker man die liberale Partei, je ſchwächer 
man die katholiſche ſieht und glaubt, um ſo leichter verdaulich erſcheint 
der Braten, um ſo raſcher ſammelt ſich das Waſſer im Munde.“ 


Aus dieſem Briefe entnehmen wir von Neuem den Beweis der 
ſyſtematiſchen Verdächtigung Deutſchlands und ſeiner Intentionen 
gegenüber Oeſterreich, welche in mehr verhüllter Weiſe auch in den 
parlamentariſchen Auslaſſungen des Gründers und geiſtigen Leiters 
des Zentrums zum Ausdruck lam. „Solchen Auslaſſungen eines 
deutſchen Reichstagsabgeordneten gegenüber — bemerkt die „Nat. Z.“ 
— erſcheint eine in den letzten Tagen vielbeſprochene öſterreichiſche 
Broſchäre in der That beinahe harmlos.“ 
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Poſen, 13. Februar. 

— Unſere Notiz im heutigen Morgenblatte, daß die poſener 
Abgeordneten abwarten wollen, ob die Staatsregierung nicht 
ſelbſt eine Kreisordnung für die Provinz Poſen vorlegen werde, 
findet ihre Beſtätigung in einer Rede des Abgeordneten Witt Bog⸗ 
danowo in der geſtrigen Sitzung des Abgeordnetenhauſes. Am Schluß 
der Debatte über die Detation der Provinzial⸗ und Kreisver⸗ 
bände, ließ ſich derſelbe, im Anſchluß an eine Rede Camphauſen's wie 
folgt aus: 

Man wird nicht außer Yet laſſen dürfen, was, die letzten Jahre 
ausgenowmen, in dieſem Jahrzehnt beim Wegebau im Osten der 
Monarchie geſpart worden iſt. Ein Vergleich mit der Dotation 
für Hannyver trifft ſchon darum wicht zu, weil dort ausgebaute 
Chauſſeen bei Ueberweiſung des Pee vimialfonds vorhanden waren. 
Die heutige Vertheilnng der Chauſſee⸗Baufonds nach Verhältniß der 


rn. 829%! Fuel 


vorbandenen Chauſſeen kommt auf eine Beſtrafung derjenigen 
Provinzen hinaus, diefür ibre Chauſſeen aus Bro- 
vinzial⸗ und Kreisfonds vicl geleiſtet haben. (Zuftimmung.) 
Wenn dieſes Geſetz 8 ein Schlußſtein der Setbſtverwal⸗ 
tung genannt wird, ſo wird es für die Provinz Poſen um fo drin⸗ 
gender, daß fie endlich eine Kreisordnung als den Anfang der Selbſt⸗ 
verwaltung erhalte. will keinen dabinge henden 
Antragſtellen, fondern nur den Herrn Regierungs⸗Kommiſſar 
daran erinnern, daß er uns eine Kreisordnung für Poſen für diefe 
Seifton zugeſagt batie. Ich bin nicht der Mann, um mit dem Kopfe 
durch die Wand zu rennen, und wei! mich zu beſcheiden, wo mir ges 
fagt wird, daß Hinderniſſe meinen Wünſchen im Wege fieben. Wenn 
aber heute auf Mißſtände in der Provinz Poſen hingewieſen wird, 
die der Selbſtverwaltung im Wege fiehen, jo will ich doch bervor⸗ 
8 daß wir fie vorzüglih der früheren Mißregierung ver ⸗ 
anken. 

— Im Volksgartentheater findet am Montag zum Benefit 
für die Nedhaberin Fläulein Gieraſch eine Aufführung des „Othello“ 
ſtatt. Die Dame gehört, wie man uns mittheilt, zu den flrebſamſten 
und beliebteſten Mitgliedern des genannten Theaters. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 

Paris, 13. Februar. Vor dem Aſſiſenhof kam geſtern der Pro⸗ 
zeß des Generals Wimpffen gegen Caſſag nac, wegen der be⸗ 
fanuten Behauptungen des Letzteren über das Verhalten Wimpffen's 
in der Schlacht von Sedan zur Verhandlung. General Ducrst de⸗ 
ponirte, der Durchbruchsverſuch, welchen Wimpffen dem Kaiſer ange⸗ 
rathen, ſei abſolut unmöglich geweſen, ein Theil der franzöſiſchen 
Armee würde Meeres haben erreichen können, wenn Wimpffen in die 
Rückzugsbewegung nicht bindernd eingegriffen hätte. Ducrot und andere 
Generale bezeugten, der Kaiſer habe die Parlamentärflagge aufſtecken 
laſſen, um ferneres Blutvergießen zu verbüten. Ducrot widerſprach 
mehreren Angaben der Wimpffen'ſchen Broſchüre über die Schlacht 
von Sedan, und konſtatirte, daß zwei Berichte Wimpffens über Sedan 
exiſtirten, die einander widerſprächen. Die Generale Lebrun, Galifet 
und andere Zeugen deponirten, daß im Kommando des Oberbefehls⸗ 
habers jede einheitliche Leitung gefehlt habe. 

Wimpffen forderte Galifet auf, ſich über die Unfähigkeit und den 
Mangel an Bravour zu äußern, deren man ihn beſchuldigt 
babe. Galifet erwiderte, es könne ihm als Brigadegeneral 
nicht zukommen, über den Diviſionär Wimpffen zu urtheilen. 
Morgen wird die Verhandlung fortgeſetzt. Die heutige Verhandlung 
machte für Wimpffen einen wenig günſtigen Eindruck. 

Verſailles, 13. Februar. Die Nationalverſammlung nahm im 
weiteren Verlauf der Sitzung die Artikel 2 und 3 der Bardoux'ſchen 
Vorlage, welche von den Erforderniſſen des paſſiven Wahlrechts ham 
deln, an und genehmigte im Anſchluß hieran die Artikel 9 bis 14 des 
Kommiſſionsentwurfs. Bei der nunmehr vorgenommenen Abſtimmung 
über die ganze, aus dem Antrage Duprat, den Anträgen Bardonnx 
und einem Theile des Kommiſſionsentwurfs beſtehende Vorlage, wird 
letztere mit 368 gegen 345 Stimmen abgelehnt. Briſſon beantragt 
hierauf die Auflöſung der Nationalverſammlung und fordert die 
Dringlichkeit für feinen Antrag. D eſelbe wird mit 407 gegen 206 
Stimmen abgelehnt und die Verſammlung bis Montag vertagt. 


Madrid, 13 Februar. Elduayen in zum Präfekten von Madrid 1 92 


ernannt worden. 


pr. Februar —, —, 
per En: Okt. 56,50. 


ch 
pr. März 18, 70, pr. Mai 18. 22 
6, . 40, pr. Mat 14, 2 
pr. März 18,10, pr. Mai 17, 35. Rüböl flau, 


126-pfb. pr. Februar 1000 Kilo netto 184 
12 8, / 


56%, pr. Mai pr. 200 Pfp. 56. 
Mai- Juni 
Petroleum matt, 

8 ; „ pr. Februar 12 25 G., pr. 
e 12, 00 Gd, pr. Auguſt⸗Dezember 12, 15 Gd. — Wetter: 


nee 
London, 12 Februar, rg Getreidemarkt (Schlußbe⸗ 
ericht. Fremde Zufuhren ſeit letztem Montag: Weizen 5350, Gerſte 
5970, Hafer 50.860 Artre. 5 

Getreide weichend, Hafer % Sh. niedriger. Wetter: Starker 


Regen. 

Liverpool, 12. Februar, Vormittags. Baumwolle (Anfangs: 
bericht). Muthmaßlicher Umſatz 12.000 Ballen. . Verſchiffun⸗ 
150 Aw Er ash 7000 Ballen, davon 2000 Ball. ameritanifche, 

. oflind. 

Liverpool, 12 Februar, Nachmittags. Baumwolle. 255 
bericht): Umſatz 12000 B., davon für Spekulation und Export 
Ballen. Stelig, unverändert. Ameritaniſche Berſchiffungen theilweiſe 


Yes billiger. 
{ 8 7, middling amerilan 7%, fair Dholl 
Middl. Orleans 7013 505 middling D 75 Derek 4 — 


5%, middl. fair Dhollerah 4% 
Btoderah 4%, fair Bengal 4%, fair Broach 576, new fair Oomra 


5%, good faır Oomra 5%, fair Madras 5, fair Pernam 8%, falr 
Smyrna 6%, fair Eayptian 856, 

Dancheiter, 1 N Nachmittags. 12r Water Armitage 
734, 121 Water Taylor g 
Gidlow 11%, 30er Water Clapton 13%, 40er Mulle Mayoll 12, 40 r 
Medio gBuknfon 13%, Hr Warpcopz Qualität Rowland 13, Mr 


Weſton N 
816 pfd. 117. Markt rutzig, Preiſe feſt. 
ntwerpen, 12. ed Nachmittags 4 Uhr 30 Minuten. 
Getreidemarkt (Schlußbericht) Weizen ruhig. Roggen und., 
Donau 18 Haf Donau —, Riga — Gerſte beſſer, 
onau 
Petroleum Markt (Schlußbericht). Naffinirtes, Type weiß. 
leto 27% bez, 27% B., pr. Sehe bez, 27 Br, März 27% d 
28 B., pr. Sept. 32 B., pr. Sept.⸗Dez. 32 B. Ruhig. 


%, 20 r Water Micholls 10%, Or Water RR 
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Berlin, 12 Februar. Wind: SW. Barometer 7,11. Thermo⸗ 
meter früh — 1 m Witterung: Schnee. 

Der heutige Markt nahm für Getreide im Allgemeinen und für 
85 im Speziellen einen recht feſten Verlauf. Loko ifi für gute 
Qualitäten bequeme Verwendung zu finden; geringe Sorten verkaufen 
ſich ſchwierig. Gekündigt 3000 Ctr. Kündigungspretis Rm. 145 per 1000 
Kilar. — Roggenmehl feſt und beſſer bezahlt — Weizen bat ſich 
im Werthe etwas gehoben Auch in dieſem Artikel ſcheinen Deckungs⸗ 
Läufe der Nachfrage zum Ueberzewicht verholfen zu haben. Hafer 
loko preishaltend. Termine in feſter 5 Gekündigt 1000 Ctr. 
Kündigungspreis Rm. 170 per 1000 Kilogr. — Rüböl hat ferner nach⸗ 
gegeben beſonders iſt nahe Lieferung reichlich offerirt. — Spiritus 
wenig belebt, aber in feſter Haltung. j 

Weizen loko per 1000 Kilogr. 15201 Rm. nach Qual. gef., gelber 
per dieſen Monat —, April⸗Mat 176,50—178—177,50 Rm br, Mais 
Juni 178— 179, 0179 Rm bz, Juni⸗Juli 180.50 181,50 181 Rm. bi, 

i⸗Auguſt 183.50 — 183,50 —183 Rm. bz. — Roggen loko per 1000 
igr 138 - 162 Rm nach Qual. gef., inländ. 153 100 ab Bahn bz., 
ruſſiſcher 138— 144 do., per dieſen Monat 145 —146— 145.50 Rm. bz, 
Febr.⸗März 141,50 145 144.50 Rm. bz., Frübjabr 142 143,50 Rm. 


Breslau, 12 Februar. 


Matt. 

Freiburger 92. 00. de. junge —. Oberſchleſ. 141, 50. N. Oder⸗ 
Ufer⸗St. A 110, 50. do. do. Prioritäten 112 00, Framoſen 527 00 Lom⸗ 
Barden 237, 00, Italiener —. Silberrente 69 20 Rumänier 34 60 Bresl. 
Diskontobanf 82, 25. do. Wechslerbank 74,0. Schleſ. Bantv 105 15. 
Kreditaktien 397,00. Laurahütte 117,50 Dberfchlei Eiſenbahnbed. —. 
Deflerreich. Bankn. 183,10 Ruſſ. Banknoten 283,45. Schleſ. Ber ins⸗ 
bank 91,50 Ditveutibe Bank —. Breslauer Prov.⸗Wechslerb. —.—. 
Kramſta —, —. Schleſiſche Zentralbahn —, —. Bresl. Oelf. —,— . 


Telegraphiſche Korreſpondenz für Jonds-Kurſe. 
ankfurt a. M., 12. Februar Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
chlußkurſe.] Londoner Wechſel 205,30. Pariſer Wechſel 81 60. Wie⸗ 

ner chſel 182,73. Franzoſen “) 264. Böhm Weſib. 170 Lombar⸗ 
den ) 119 Galiner 213%. Eliſabethbahn 168%. Nord weſtbahn 137%. 
Kreditaltten 199902) Ruff Bodenkr 91%. Rufen 1872 101% Süder⸗ 
rente 69%. Papierrente 64%. 1860er Looſe 115 1864er Looſe 308 00. 
Amerikaner de 82 98%. Deutſch⸗öſterreich. 81%. Berliner Bankverein 
80%. Frankfurter Bankverein 80%. do. Wechslerbank 87 ½ Bank; 
aktien 873. Meininger Bank 90½. Habn'ſche Effektenbank 112%. 
Darmſtädter Bank 142%. Brüffeler Bank 102%. 
Spekulgtionepapiere zum Schluß feſt, beſonders Lembarden. Bah⸗ 
nen theilweiſe ſchwächer, Banken feſt, Anlagewerthe lebhaft und feſt. 


7 per medio reſp. per ultimo. 


Berlin, 12. Februar. Die heutige Börſe eröffnete in un⸗ 
entſchiedener, aber mehrfach matterer Haltung; es entſprach dies eben⸗ 
ſowobl den auswärtigen ungünſtigen Meldungen, wie einer auf faſt 
allen Verkehrsgebieten ſcharf ausgeprägten Luſtloſigkeit, ſo daß beſon⸗ 
ders für internationale Werthe ſich ein überwiegendes Angebot gel⸗ 
tend machte. Im weiteren Verlaufe der Börſe machte ſich eine Beſſe⸗ 
rung der Stimmung bemerklich, die auch in den Courſen zum Aus⸗ 
druck tam und für die per ultimo gehandelten Papiere auch mit um⸗ 
fangreicheren Um ätzen verbunden war. Im Allgemeinen dagegen 
Hieb das Geſchäft in engen Grenzen, ſelbſt der Kapitalsmarkt war 
ruhig bei feſter Geſammihaltung, und für andere Kaſſawerthe kamen 
nirgends erwäbnenswerthe Abſchlüſſe vor. - 

Der Ge dſtand bleibt unverändert als flüſſig zu bezeichnen; 
u Privatwechſelverkehr wurden feinfte Briefe mit 2% Prozent 
Nakontirt. 


Jonds⸗ U. Artienbörle 


Berlin, den 12. Februar 1875 
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chleſiſche 33 
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0 Schall 96,70 B 
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Deininger Looſe — 19,25 G 
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Bafr. Pr.⸗Anſeihe. 1 121,90 G 
Hef. St.⸗Präm.-⸗A. 35 116,00 G 
Lübecker do. 37117225 05 
Neclent, Schuldv.iäh, 80,0 2 
Kain Mind. PR. 8.1 
Ausländiſche Fonds. 
Amer. Anl. 1881 6 103,40 8 
. do. 1882 gek. 6 98,00 G 
do. do. 1885 6 102,30 B 
e 101,80 bz 


de. Goldanleihe 99,10 B 
5 


unk. 10 Thl. Looſe—] 39,2 


08,25 bz G 


bz G 


28882 
88S 


SSG SScegegesceesé 


2 
2 
8 
1 
2 
* 
— 
— 
> 
a5 


do. 100 fl. Kred. . — 
do. Looſe 1860 5 11 


= 
2852 


„ 


28 


388888888 


do. Liqu.⸗Pfandb. 
e- Looſ 


2 28828 
SSN 


= 


ge? 
8882 8 


Ruſſ. Bodenkredit 
do. Nicolai-Obl. 


333 


8 
S 


69.‚ 9.715 
dv. 5. Stiegl. Anl. 5 
do. 6G 15 
do. Prm. Anl. des 45 

8 6615 

Türk. Anleihe 1865/5 
do. do. 13696 
do. do. Meinel6 
do. Looſe (vollg.) 3 
Ungariſche Looſe 


BRITZ 
2888838 
8888 


=, 
SER 
F SSS GGS 


100,00 bz 
— 1179,00 8 


Bank- und Kredit-Artlen und] Bein- Gbr 


Anutheilſcheine. 
Bk. f. Sprit( Wrede) 7 60, bz 
Barm. we Ben 
Berg.⸗Märk. Bank 
Berliner Bank 473, 
do. Bankverein 5 81, & 
do. Kaſſenverein 4 238,00 G 
do. Handelsgeſ. 4 117,50 bz 
do. Wechslerbankfß 55,20 bz 
do. Prod. u. Hdlsbk. 330 88,50 vz 
Bresl. 8 82,25 G 
Bk. f. Ldw. Kwilecki 5 55, G 
Braunſchw. Bank 4 103,40 b 
Bremer Bank 4111, 5 
Ctralb. f. Ind. u. H. 5 
Centralb. f. Bauten 5 54 
Coburg. Creditbank 4 74, G 
Danziger Privatbk. 4114,75 G 
Darmſtädter Kred. 4 143, bz 
do. Zettelbank 4 102,10 bz 
Deſſauer Kreditbl. 4 | 88. G 
Berl Depofitenbant!5 
Deutſche Unionsbk. 4 74,50 bz 
Disc. Commandit 4 159,75 bz 
Genf. Credbk. . Lig 
Geraer Bank 
Gewb. H. Schufteri4 | 64, 53 
Gothaer Privatbk. 4 98,00 G 
Hannoverſche Bank! 1103,00 G 
Königsberger V. B. 1 82,0) & 
Leipziger Kreditbk. 4146,50 G 
Luxemburger Bank 109,50 & 
Magdeb. Privatbk. 4 110,50 B 
Meininger Kredbk. 4 90,10 © 
Moldauer Landesb. (4 50, G 
Norddeutſche Bank 4 143,00 bz 


Aach Muc 91,75 6; G do 
A — 5 > 
f. 10600 de. I 0, 518 6 


bz, Mai⸗ Juni 140 141 50 Nit. 55, Juni⸗Juli 140 141,50 Nm. bz. 
— Gerſte loko per 1000 Kilar. 144— 190 em nach Qual. gef — 
Hafer loko per 1000 Kilogr. 160-190 Rm nach Qual gef., vomm. u. 
meckl 180-186. ruſſ 159 a 176, oſt⸗ u. weſtpreuß. 165 a 176, galt. 
u. ungar. 155 - 166 ab Bahn ba., per dieſen Monat —, Früblabr 1 

168 Nm. bz, Mai⸗Juni 162 162,50 Rm. bz., Juni⸗Juli 161,0 
162 50 Rm. bz. Juli⸗Auguſt — — Erbſen per 1000 Kilgr. Koch⸗ 
waare 187 281 Rm. nach Qual., Futterwaare 177 —186 Rm. nach 
Qual — Raps per 1000 Kilgr. — — Leinöl loko per 100 Kilogr. 
ohne Faß 62 Rm. — Rüböl per 100 Kiloar loko ohne Faß 52 Rm. 
by., mit Faß —, per dieſen Monat 52.8 Rm bz., Febr.⸗Märx do., 
April⸗Mai 53 2-53 Rm. bz., Mar Juni 538 Rm. bz, Sept. Okt. 57 
Am. bz. — Petroleum raffin (Standard white) per 100 Kilogr. mit 
Faß loko 27 Rm bz. per dieſen Monat 5 Rm. B., Febr März 21 Rm. 
bi, April Mai —, Sept⸗Oktober 25.50 Rm. B. Spiritus per 
100 Liter a 100 pCt = 10,000 pCt. loo ohne Faß 533 Rm bz., per 
dieſen Monat —, loko mit Faß —, per dieſen Monat 57,4 57.5 Nm 
ba, Febr.⸗März do. März April —, April Wan 58 3 55,5 Rm. bz, 
Mai⸗ Juni 58,4 58,5 Rm dz, Juni Juli 59.359 4 Rm. bz, Juli⸗ 
Auguft 60,4 60,5—604 Rm. bz., Aug. Sept. 60,7—60,8—607 Rm bz. 


Frankfurt a. M., 12 Februar, Abends. [Effekten⸗Sozietät.] 
Kreditaktien 200%, Franzoſen 263%. Lomb. 118%, alizier —, 
Bankaktien —, Darmiädter Bankaktien —, Meiniger Bankaktien 
—, Brüſſeler Bank —, Spanier 23916. Feſt. 

Wien, 12 Februar. Schluß im Allgemeinen beſſer. Staatslooſe 
mehr begehrt, Bahnen größtentheils feſt. . 

Nachbörſe: Ziemlich lebhaft. Kreditaktien 220, 12, Franzoſen 
290, 50, Galitier 235, 00, Anglo⸗Auſtr. 135, 25, Unionbank 102, 75, 
Lombarden 134, 00, Ungar. Looſe —, —, Nordbahn —. 

Schlußcourſe.] Papterrente 70, 80. Silberrente 75, 75. 18854 er 
Looſe 105 00. ankaktten 961, 00. Nordbahn 1918 2 2Krenitaltien 
219, 50 Fran oſen 290 50 Galiter 235, 00. Nordweſtbabn 152 10. 
do. Lit. B. 72, 50. London 111, 40 Paris 44, 20. Frankfurt 54 20 
Böhm. Weſtbayn —, —. Kreditlooſe 166 75 1860er Looſe 111. 20 
Lomb. Eiſenbayn 133 50. 1864er Looſe 140 50. Unionbank 102 80. 
Anglo ⸗Auſtr. 135 10 Auſtro⸗türkiſche —, —. Napoſeons 8, 90% Du: 
katen 5, 25%. Suberkoup. 105, 75. Eliſabethbahn 185, 50 Ungariſche 
Prämienanleihe 83 50. Preußiſche Banknoten 1, 63%. 

Wien, 11. Februar, Nachmittags 12 Uhr 55 Minuten. Kreditaktien 
219, 15, Franio en 290, 00, Galt er 235, 00, Anglo⸗Auſtr. 134, 50, 


Uniondank 102, 50, Lombarden 133, 00. Feſter. 


London 12 Februar Nachmittags 4 Uhr. 
Aus der Bank floſſen heute — Pfd. Sterl. 
Platzdiskont — pCt. 


1. Von den diterreihiihen Spekulationspapieren wurden Kredit. | nen Oberſchleſiſche Lit. H. und von 1874, Beraiiche 246 brozentig 


aktien anfangs zu ſchwächeren, ſpäter bis Aber das geſtrige Nivcan 
ſteigenden Courſen am meiften gehandelt; auch Lombarden konnten 
— 2 57 werden bei ruhigem Verkehr, Framzoſen waren weniger 
each tet. 


Die fremden Fonds und Renten batten in feſter Haltung 
mäßige Umſätze für ſich; Italiener waren böber und ziemlich ( bhaft, 
auch Oeſlerreichiſche waren belebt; Türkenlooſe gefragt; Ruſſi che 
Pfundanleihen ſtill und behauptet. 


Deutſche und preußiſche Staatsfonds, ſowie landſchaftliche Pfand 
und Rentenbrieſe gingen in recht feſter Tendenz theilweiſe ziemlich 
lebhaft um. 

Prioritäten blieben behauptet und ruhig; von Preußiſchen kön⸗ 
Nordd. Gr. Cr. A. B7 102,50 bz & Brieg⸗Neiſſe 
Oftdeutſche Bank 176, bz sei i 

> m. 


do. Produktenbk.i4 | —, — 0. 5 103,75 B 
Oeſterr. Kreditbank 5 416,50 b Niederſchl. Zweigb. 35 80, 
Poſener Prov.-Bk. 4 107,25 Stargard⸗Poſen |4 92.00 b 
do. Prov. Bk. 4 1,00 do. 1. Em. 50 
Pr. Bod.⸗K.⸗A.⸗B. 4 107,75 G do. III. Em. 45 99,25 G 

do. Bankantheile 4 145,00 bz Nane ber ufer l. 103,50 & 

e 


Oder ⸗Ufer J. 5 103,25 

0 Rhein. rer 5 93, ® 

Sächſiſche Bank 4 116,70 8 do. v. Staate gar. 35 87,50 & 

lef. Bankverein 4 105, © do. III. v. 1858 u. 60 45 99,70 B 

Thüringer Bank 4 89, G do. 1862, 64, 654 99,70 B 
Weimariſche Baut 82,25 bz i 


Prß. Hyp. Verſicher. 4 128,00 bz G 4 f 1 95 = 
eswe 0 ’ 
Inn autläkdiiche Brioritätt- Sum ig 1 S 44 33550 8 
> er.i: 


9,25 G do. 


2 do, y. u. V. Ser 4 100,00 G 
— ilch Märkisch 5 u — Galz. Carl⸗Ludwb 4 93,6) bz B 
do. II. Ser (eon) {| 99,50 0 a de 5 58 8 
2 rau⸗Friedlan 5, 
W Ji. B. 3 9430 8 Ungar. Nordoſtbhn 9 | 64,80 bz 
de. IV. Ser 1 98,10 G en % @ 
de. J. Ser 4 98,50 5 eee ee 80 5. 
ö ! v o. Em. 40 b; 
do Diſſekb⸗ Ss 92. B do. III. Em. 5 71,30 br B 
7 ll. Ser 11 98,25 G ee eee 
fi ‘7 efterr.-Sranz.St.1441327,20 2 
5 e Se 99.5 8 Hefte. Nordwefto. 5 87,10 G 
do. (Nordbahn) 5 1102,75 d e ee 247,75 
N dne 18756 10125 G 
n 401. 8 do. do. de 1870 102.3) dr 
104.00 G 5 a 3 Bus 105,00 G 
Din 17 zarkow ·Azow 100,5 G 
a eee, de e 
Berl.-Potsd.⸗Mab ! Kozlow-Woroneſch 1100,40 5 
Lit A. u 93,00 G Kursk⸗Charkow 5 100,00 B 
do; Lit. O4 92,50 Kurſk⸗Kiew 5 10,40 bz B 
Berl. Stett. II. Em 1 93.25 bz Nosko-Riäſan 5 101 5 
do. IIl. Em. 4 93,25 6 Rjäſan⸗Kozlow 5 100,40 b 
de. IV. S. Stg. 4; 10% Mi ee 1b 102.702 
do. VI. Ser. do. ]. 99,50 G a 
8 5 eine 75 
55 10 Zah Warſchau-Wiener 5 100,25 B 
ölu-Mind. I. Em. 4101, 3 l 
do. I. Em 5 [104,30 bz Eisenbahn eren Stamm: 
f do. 5 5 3 
Ent 9005 6 Aachen-Maftricht 1 | 30,40 bz 
Cöln⸗Mud. IV. Emſaß 93,75 bz Altena-Kieler 5 110,75 bz 
ee 2 2 93.00 B Badisch Maric 1 ne 1 
K g 5 96,50 9 Bergiſch⸗Märkiſche 79,25 
Harnisch Puschen 3 10200 6 Berlin-Anbalt 4 185 8 
Magdeb.⸗Halberſt. 4 99,75 G Berlin-Görlig 4 | 63,00 G 
de. do. 189 4 99,75 @ e e 
d. Wien. 3 7395 c Brest e 5 (0 50 9 
Niederſchl-⸗Märk. 1 98.00 B Breslau Warſch. S. 5 37,25 G 
do. II. S. a6 2 fthlr. 4 | 95,75 G Berlin⸗Hamburg 1 135,50 bz 
do. e. I u. II. Sr. 98, 5 Berlin- Ptsd.Digdi4 83,00 G 
do. con. III. Ser. 4 97,00 5 Berlin⸗Stettin 1 135,75 bz 
Oberſchl. Lit A. 5 | 92,50 & Böhm Weftbahn 5 | 8500 bz 
de. do. B. 3 450 G Breſt⸗Graſewo 5 | 42,50 bz 
do. do. C. 4 92.75 G Bresl.-Schw.⸗Frb. 1 92,00 G 
do. do. D. 4 | 92,75 @ Köln⸗Minden 4 108,30 bz 
do. do. E. } 84,50 G do. Lit. B. 5 103,75 bz 
do. do. F. 4100,50 G Crefeld Kr. Kempen 5 1,40 bz 
do. do. G. Ah) 99,25 G Galiz.Carl⸗Ludw. 5 107,60 b3 
do. o. H. 4101,00 b Halle⸗Sorau⸗Gub. 1 | 26.20 bz 
do. Em. u. 1869/5 103,50 & do. Stammpr. 5 44.00 bz 


Druck und Verlag von W. Decker u. Comp. (E. Rättu) in Doien. 


Paris 12 F bruar, Nachmittags 3 Uhr. Spanier exter. 3%: 


2 t. S N x 
Bruttoinkl. Sack ver dieſen Monat 20,60 20,65 4 . > 
do. März April 20 60 20.70 Nm dr, April. Mal do, Mai⸗Juni 20,70 
Rm bz., Juni⸗Juli do, Juli Auguſt do. (B. u. N 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Bofen. 


Datum. Stunde aer ber ger, Tberm | Wind. | Wolkenform 


12 Febr Nachm. 2 28 1“ 13 — 22 S 0.1 dedeckt. Ni. 
12 Abnds. 100 8” 0 87 — 41 S1 bedeckt. St. 
13 » [Morgs. 60 27 1“ 10 — 811 SO 2 trübe. St. 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 2 Februar 1875 12 Uhr Mittags 1 — Meter. 


5 * 


Spanier 3%. 6proz. ungar. Schatzbonds 91K. 
Konſols 93 ½6 Italien. öproz. Rente 68%. Lombarden 113 
5 proz. Ruſſen de 1871 101%. ö5proz. Ruſſ. de 1872 100% Silber 57%. 
Türk. Anleihe de 1865 4346. 6 proz. Türken de 1869 57%. 6 prof 
Vereinigt. St. vr. 18 2 14%. do. 5 pCt. fundirte 102%. elerreg 
Silberrente 68%. Oeſterr. Papierrente —. 

Wechſelnomrungen: Berlin 20. 70 Hamburg 3 Monat 20. 70 
N M. 20, 70. Wien 11,35. Paris 2, 42 Petersburg 32 

Paris 12 Februar, Nachmittaas 12 Uhr 40 Minuten. Zpro 
Rente 64 55, Anl. de 1872 101, 55, Italiener 68 45 3 
650, 00, Lombarden 300, 00, Türken 43, 50, Spanier 23%. Feſt. 


do. W 1 t Rente 4, & Hulethe 6 118 
Schlugturſe.] 3 prozept. Rente 64. 25. Aulei ei 101, 37%- 
Ital. 5proz. Rente 68, 40. Ital Tabaksattien — Franzoſer 648 
Lombard. Eiſenbab, Aktien 297, 50 Lombard. Prioritäten 245 
Türken de 1865 43 45 Türken de 1869 2357 00. Tür kenlooſe 127, 25. 


New⸗Nork, 11. Februar, Abends 6 Ubr. [Schluß kurſe.] fe 
Notirung des Goldagios 14%, niedrigfte 14%. Wechſel auf London 
in Gold 4 D. 81% C. Goldagio 14%. % Bonds de 1885 119%. de. 
neue 5proz. fundirte 115% Bonds de 1887 —. Erie Bahn 28%- 

entral⸗ Pacific 97. New Vork Zentralbahn 101%. Baumwohen in 
ew Pork 15% Baumwolle in New Orleans 15%. Mebl 4 D. 90 U 
Naffin. Petroleum in New Vork 13%. do. Phabelphia 13%. Notber 
Frübjahrsweizen 1 D. 18 C. Mais (old mixed) $1 0. Zucker (Tal 


refinina M scovados) 7%. Kaffee (Rio⸗) 18%. Get eidefracht 10%- 


Lit. C. als belebt, Hannover Altenbefener und Halle⸗Sorauer 
angeboten erwähnt werden. 


Auf dem Eiſenbabnenmarkte entwickelte ſich lebhafterer Verkehr 
nur für ſchwere Bahnen, unter denen namentlich die Nbeint 
Weſtfäliſchen Bahnen anfangs zu matteren, ſpäter höberen Courſen 
in größeren Beträgen umgeſetzt wurden. Berliner Devifen blieben 
rubig, Berlin Anhalter weichend, Magdeburg Halbernäpter. fteigemd- 
Galizier waren behauptet, Nordwenbahn und Rumänen ſchwächer, 
letztere ziemlich lebhaft. 

Bankaktien und Induſtricpapiere waren wenig verändert um 
BIN F etwas lebhafler; Montanwerthe, beſonders Laurs“ 
utte, matt. 


Börfenfhluß abermals matter. 


Warſch. 100 f. 8 6 [288,50 bz 


8 N 5 2 bz Induſtrie⸗ Papiere. 
öbau-Zittau 0 
gütti-&imburg (4 | 13,90 bi ee 
Ludwigahaf: Verb. |174, 8 bj Biſchwell Tuch. Fb. — 14,50 & 
8 . 4 udolph 5 60 G B iner P i 5 40, B 
Mä ce 4 2550 1 @ de v e a 
Magdeburg: alb. 4 8025 De. Brauer Ttvolt.— 97, 
do. St.⸗Pri B. 6700 b Brauer. Patzenhof. — 104,5 8 
o. St. Prior. B. 35 67,00 bz Brauerei Moabit — 52, 5 
Magdeb.⸗Leipzig. |4 1231,00 & Brest. Br. Wiesn 25. 8 
do. Lit. B. 493,25 © Deut, Stabl⸗F 4. 320 G 
Mainz-Ludwigsh. 4 a Erdmanneb. Spin. — 51. 8 
Münſter⸗Hammer 4 | 98,50 Elbing. M Ef enb. — 080 © 
ee ee Stora, A.-G. Berl — 18.10 B 
1 N A 22 — Forſter, Tuchfabrik — 49,50 bz 
“ 2 h Gummifbr. Fonrob — 45,75 G 
Ober J. v St. gar f 71,40 bz Hannov. Maſch. G ' 
5. Li DB 141,75 © (Egeftorf) Da 44. G 
8 Lite 355 4 * 2 Kön. u. Laurahütte — 118, 53 
eſtr Irz Staatab e Y Königsberg. Vulkan — 28, G 90, ® 
do. Südb Lomb.) 5 227, bz M. 01 af bin... 2 
Oſtpruß Südbahn | 41,50 by Baar (€ 10 1 
do. Stammpr. 5 | 73,50 8 Marienhütte, = A 8 
Rechte Oderuferb. 5 111, bz Münnich, bemni Kon 2 8 
do. Stammpr. 5 112,25 bz Mebenbürtenkt En 3 
Reichenberg⸗Pard. 41 63,0 G Sali „. , 
Rheiniſche 11750 b aliveu. Soolbad — 44, B 
do. Lit. B. v. St. g. 1 | 92,40 Schleſ sein Kramft — 89,75 & 
1 Ber. Mgd Spr. Br — 34, Br 
Rhein⸗Nahebahn 4 | 20,80 bz Wollb I 0 N 
9 510 b ollbanfu Wolw.|— 40, B 
targard⸗Poſen ‚ 
Num es N 1770 65 Verſicherungs Aktien. 
Schweizer Weſtb. 40 bz A.⸗Münch. F V. G. — 7800 G 
do. Union 4 9,30 bz Aach Rück⸗Verſ. G. — 16 8 & 
Thüringer 1112,10 b Allg Eiſenb. Vſ. G. — 1500 B 
do. B. gar. 90 Berl. Nd. u. W. B G. — 795 


1 (3 
Tamines Landen n 6,80 G do. Feuer⸗Verſ. G. — 1100 & 
do. Hagel⸗Aſf.⸗G. — 494 B 
do. Lebens- B.-G. 2000 & 
Colonia, F⸗B.⸗G. — 5810 G 


Gold, Silber u. Papiergeld. Concordia,L.-V. G. — 1880 & f 
s Deutſche F.⸗V.⸗G. — 570 & 
Louisdor — 1 — — do. Trſp.⸗V-G. —4¹c9ů ® 
Souvereigns — 20,46 G Dresd Allg. Trſ.⸗V. 800 8 
Napoleonsdor — 16,30 bz Düffeldorf. do. —1 50 G 
Dollar — 419 © Elberfeld. FV. G. — 2410 G 
Imperials — 16,75 bz Fortuna, Allg Vrſ. — 83 B 
Fremde . 99,80 bz Germania, L. BG. — 399 & 


do. (einl. i. Leipz.) - 99,87 & 
Oeſterr. Banknoten — 183 20 bz 
do. Silbergulden — 193,00 bf 
Ruſſ. Not. 100 R. — 283,60 bz 


Gladbacher F. B. G — 1194 @ 
Kölniſche Hag V. G — 312 8 
do. Rückverſ. Ge — 350 & 
Leipziger euer G 16000 & 
Magdb. All. Unf. B. — 296 G 
do. Feuer- V.⸗G. — 415 & 
do Hagel-Verſ. G. — 210 ® 
do. Lebens- VB.⸗G. — 293 8 
do. Rückverſ⸗Geſ. — 52 B 
Mecklenb. Lebensvſ.— a 
Nieder. Güt. Aſſ. G. — 635 @ 
Nordſtern, Leb. VG 598 B 
Preuß. Hagelvrf & — 90 8 
do. Opp. B. A. — 28s G 
do. Lebens⸗V⸗G. — 298 G 
do. Nat.⸗Verſ. G. 650 B 
Providentia, B.-G. — 318,  @ 
Rhein.⸗Wſtf. Llovd. - — — 
de. de. Rüc⸗ B.. — 186 8 
Sächſiſche do. do. — 180 0 
Schleſ. Feuer- B. G. 170 G 
Thuringia, Verf G. — 310 B 
Unten, Hagel⸗Geſ — 324 @ 


do. Ser u. Fl.-V. Wut 4 


— 


Wechſel⸗Kurſe. 


Berliner Bankdisk. 4 
Amſterd. 100 fl. 8 T. 35/174. 90 bz 
do. do 2M. 3173 90 bz 
London 1 Lſtr. 8 T. 6 20,49 bz 
Paris 100 Fr. 8 T. 45 81,50 bz 
de. do. 2.4 — — 


Belg. Bankpl. 100) 81.50 % 
8175 


r 8 T. 4 

do. 100 Fr. 2070 8110 ® 
Wien 150 fl. 8 T5 182 65 bz 
do. do. 2M. 5 181,65 bz 
Augsb. 100 fl. 20.5 170,00 G 
Leipzig 100 Thl. 8 47 
Petersb. 100 R.3 W. 6 232,60 bz 

do. do. 3M. 6 280 60 ba 


